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DASL Aktuell

Resoluti on der planenden Berufe zum Wiederaufb au der Schinkelschen Bauakademie

Die Kammern und Verbände der planenden Berufe 
haben eine gemeinsame Resoluti on zur Bauakade-
mie verabschiedet, die wir Ihnen gerne zur Kenntnis 
geben. 

Die Deutsche Akademie für Städtebau und Landes-
planung unterstützt das demokrati sche und transpa-
rente Dialogverfahren, in das sich alle interessierten 
Gruppen einbringen und damit an der Erarbeitung 
des Nutzungskonzeptes mitarbeiten können.

———————————————————————

Die Berliner Bauakademie, eines der Hauptwer-
ke Karl Friedrich Schinkels, soll am historischen Ort 
wiederentstehen. Der Haushaltsausschuss des Deut-
schen Bundestags hat mit seiner Zusage, für den Bau 
über 60 Millionen Euro zur Verfügung zu stellen, die 
Grundlage hierfür gelegt.

Die Kammern und Verbände der planenden Berufe 
begrüßen diese Entscheidung des Parlaments.

Deutschland braucht einen Ort, an dem das Pla-
nen und Bauen in all seinen Facett en beleuchtet 
wird. Der Bausektor in Deutschland ist in vielfacher 
Hinsicht von großer Bedeutung: mit seinen öko-
nomischen, sozialen, ökologischen und kulturellen 
Implikati onen berührt er den Lebensbereich jedes 
einzelnen Bürgers. Die Bauakademie muss dieser 
hohen Bedeutung gerecht werden und aus der Sicht 
der planenden Berufe das Haus der Informati on und 

der Diskussion über das Planen und Bauen der Zukunft  
werden. Zur Entwicklung eines tragfähigen und zu-
kunft sfähigen Konzepts bedarf es im Vorfeld der Betei-
ligung aller interessierten Kreise aus Politi k, Verbänden 
und Vereinen, Wissenschaft  und Wirtschaft .

Das nun vom Bundesbauministerium eingeleitete Dia-
logverfahren zur Entwicklung eines tragfähigen Nut-
zungskonzeptes für die wiedererrichtete Bauakademie 
Berlin ist der richti ge Weg, um wichti ge Entscheidungen 
zu den Inhalten im Vorfeld eines dann auszulobenden 
interdisziplinären Planungswett bewerbs treff en zu kön-
nen. 

Die von der Bundesregierung beauft ragte Bundessti f-
tung Baukultur ist für die Durchführung dieses Ver-
fahrens der ideale Partner, der die unterschiedlichen 
Akteure und Interessen in einem strukturierten und öf-
fentlichen Verfahren zusammenbringt. Dieses transpa-
rente und demokrati sche Verfahren ist der Grundstein 
für eine lebhaft e Auseinandersetzung mit unserer Pla-
nungs- und Baukultur, die während und vor allem nach 
der Ferti gstellung in der Bauakademie weiter mit allen 
interessierten Bürgern fortgesetzt werden kann.

Die Kammern und Verbände der planenden Berufe un-
terstützen dieses off ene Dialogverfahren. Sie bringen 
sich in die aktuelle wie in die zukünft ige Diskussion um 
die Gestaltung unserer gebauten Umwelt ein. Die Bau-
akademie wird angesichts der Bedeutung des Planens 
und Bauens der angemessene eigene Ort für diesen Dis-
kurs sein.

neu:
Digitales DASL-Mitgliederverzeichnis 

Die Deutsche Akademie für Städtebau und Landes-
planung hat ihr Mitgliederverzeichnis vom Druckex-
emplar auf das neue digitale Mitgliederverzeichnis 
umgestellt. Das Mitgliederverzeichnis kann unter ei-
nem Link im geschützten Bereich unserer Homepage 
eingesehen werden.

In dem Verzeichnis fi nden sich schnell alle wichti gen 
Daten zur Akademie auf einem Blick und über eine 
Suchfunkti on können bequem die gewünschten, be-
reitgestellten Daten der einzelnen Akademiemitglie-
der und Landesgruppen eingesehen werden. 

Die Akademie legt hierbei großen Wert auf den 
Schutz der personenbezogenen Daten und behan-
delt diese entsprechend den einschlägigen Daten-
schutzbesti mmungen und den persönlichen Anga-
ben zur Veröff entlichung.

Allen Mitgliedern wurden die Zugangsdaten mitge-
teilt.

Sollte sich eine Änderung Ihrer Daten ergeben, so 
bitt en wir um eine entsprechende Mitt eilung an 
info@dasl.de.

Wir wünschen den Akademiemitgliedern viel Freude 
mit dem digitalen Mitgliederverzeichnis der DASL.

11. Bundeskongress der 
Nati onalen Stadtentwicklungspoliti k 

„10 Jahre Leipzig-Charta – für eine nachhalti ge euro-
päische Stadt“ – so der Titel des 11. Bundeskongresses 
Nati onale Stadtentwicklungspoliti k, der vom 12. bis 14. 
Juni 2017 in Hamburg stattf  and. 

Die Leipzig-Charta bildet das zentrale Dokument zur in-
tegrierten Stadtentwicklung in Europa. Die Verabschie-
dung der Charta vor zehn Jahren war gleichzeiti g der 
Start der Initi ati ve für eine Nati onale Stadtentwicklungs-
politi k. 

Der Kongress zog Bilanz und blickte gleichzeiti g nach 
vorne. Es ging um aktuelle Fragen, wie der Zusammen-
halt der Gesellschaft  im Quarti er, in der Stadt und in 
der Kommune zukünft ig gestaltet werden kann – über 
Ressorts und Disziplinen hinweg, mit Blick auf Themen 
wie Klimaschutz, soziale Gerechti gkeit, Integrati on und 
angespannte Wohnungsmärkte. 

Die DASL war auf der begleitenden Projektmesse mit 
ihren Insti tuten vertreten, die neben Projekten der 
Nati onalen Stadtentwicklungspoliti k, darunter auch 
den von der DASL mitkonzipierten Hochschultag, auch 
bundesweite Initi ati ven und Praxisbeispiele einer integ-
rierenden Stadtentwicklung zeigte.

Projektmesse des Bundeskongresses 



8 |  DASL – Kompakt 2 | 2017 2 | 2017  DASL – Kompakt                                                                                                                                             |  9

DASL Jahrestagung 2017
Komplexität und Unsicherheit: Planung in Zeiten beschleunigten Wandels
Berlin ESMT, 13.-15.10.2017

DASL VeranstaltungenDASL Veranstaltungen

Extreme Wett erereignisse, Wellen der Zuwanderung, 
Technologie 4.0 – die Veränderung gesellschaft licher 
Rahmenbedingungen hat schon immer auch die 
räumliche Planung herausgefordert.

Neu ist die Beschleunigung des Wandels und die Dy-
namik, die im Zusammenwirken sehr unterschiedli-
cher Entwicklungstreiber von der Globalisierung über 
die Digitalisierung bis zum Klimawandel besteht.

Wie lange gelten unter diesen Umständen unsere Ge-
wissheiten und Prognosen noch? Ist der Handlungs-
druck nicht weit größer, als es die gesellschaft lichen 
Verhältnisse zulassen? Andererseits: Werden wir 
noch mehr zu Getriebenen dieser Randbedingungen, 
statt  die Gesetze des Handelns mit zu besti mmen?  
Welchen Spielraum müssen wir zur Gestaltung der 
konkreten städti schen Umwelt verteidigen?

Die Themen, die derzeit für eine allgemeine gesell-
schaft liche Verunsicherung sorgen, viele Fragen auf-
werfen und populisti sche Antworten provozieren, 
sind auch Themen der räumlichen Entwicklung der 
Gesellschaft . Es ist an der Zeit, sich grundlegenden 
Fragen zu stellen:
• Wie steht es um unser Verständnis der aktuellen 

und der zu erwartenden Rahmenbedingungen?
• Genügt unser heuti ges Tun den künft igen Anfor-

derungen?
• An welchen Stellen müssten wir Änderungen 

vornehmen, um Planungen noch besser auf die 
Zukunft  auszurichten?

Die Jahrestagung in der Metropolregion Berlin will die-
sen Fragen grundsätzlich und an konkreten Planungs-
beispielen nachgehen. Es geht um das „Was“, also Ziele 
und Konzepte, ebenso wie um das „Wie“, also Verfahren 
und Instrumente.

Sie sind herzlich eingeladen, Ihre Beobachtungen, Fra-
gen und Antworten u. a. im Open-Space-Format in die 
Diskussion einzubringen. Die Raumkategorie der Me-
tropolregionen ist der Focus der Befassung, weil die 
Auswirkungen der aktuellen Veränderungs-Dynamik 
dort zuerst und ausgeprägt deutlich werden. Die Region 
Berlin-Brandenburg soll als Referenzregion Ausgangs-
punkt und Beispielgeber sein, eine Einbeziehung von 
Erfahrungen und Beispielen aus den anderen Metropol-
regionen ist ausdrücklich erwünscht.

Der erste Tag ist der Erklärung der Situati on und der 
Vermitt lung eines besseren Verständnisses der aktu-
ellen Entwicklungen vorbehalten. Durch Vorträge und 
Dialoge soll die „systemische Dynamik“ der aktuellen 
Entwicklung in grundsätzlicher und regionsbezogener 
Berlin-Brandenburgischer Sicht dargestellt werden.

Der zweite Tag dient der Erörterung und dem Erfah-
rungsaustausch in Workshops. Für die notwendige Kon-
kreti sierung der Themen wird in kleinen Gruppen die 
Diskussion ausgehend von aufb ereiteten Planungsfällen 
geführt. Beispiele aus der Region bilden den Ausgangs-
punkt der Diskussion der Wirkungen der Megatrends 
und der Konsequenzen für die Planung von der regiona-
len bis zur städtebaulichen Ebene.

Teilnahmegebühr:
Studierende      50 €
DASL Mitglieder                100 €
Regulär                 150 € 
Abendempfang                         65€ 
Exkursionen/Führungen                                            20 €

Die Teilnahme an der Jahrestagung ist als Fortbil-
dungsveranstaltung bei verschiedenen Architekten-
kammern anerkannt.

Übernachtungen: Konti ngente an Hotelzimmern ste-
hen bis Mitt e September zur Verfügung.

Informati onen und Anmeldung unter www.dasl.de

Einige ausgewählte Planungsbeispiele können vor 
Ort im Anschluss der Diskussion besichti gt werden:
• Europa-City / Umfeld Hauptbahnhof
• Warschauer Straße / Spreeraum
• Torstraße / Chausseestraße „Silicon Allee“
• Nord-Neukölln
• Adlershof

Die Jahrestagung fi ndet im European School of Ma-
nagement and Technology (ESMT) im Herzen von 
Berlin statt . Das ehemalige Staatsratsgebäude zählt 
zur architektonischen Moderne der DDR. In das Ge-
bäude integriert ist der einzig erhaltene Teil des al-
ten Berliner Stadtschlosses, das „Portal IV“, von des-
sen Balkon Karl Liebknecht im November 1918 eine 
„freie sozialisti sche Republik Deutschland“ prokla-
miert haben soll. Die Reihe der Politi ker, die sowohl 
vor als auch nach der Wiedervereinigung in diesem 
Haus arbeiteten, reicht von Walter Ulbricht, dem 
ersten Staatsratsvorsitzenden der DDR, über dessen 
Nachfolger bis hin zum ehemaligen Bundeskanzler 
Gerhard Schröder. 

Zum Abschluss des ersten Tagungstages fi ndet exklu-
siv für die Tagungsteilnehmer ein kulturelles Inter-
mezzo im Neuen Museum, Teil des Weltkulturerbes 
der Berliner Museumsinsel, statt . Im Griechischen 
Hof des Neuen Museums sind die Spuren der Zer-
störung durch den Zweiten Weltkrieg unübersehbar. 
Der einzige Schmuck im Raum ist der eindrucks-
volle Fries von Hermann Schievelbein. Exklusiv für 
die Tagungsteilnehmer erläutert der Direktor des 

Museums diese dramati sche Vergegenwärti gung des 
Untergangs von Pompeji. Anschließend laden wir zum 
Abendempfang im Restaurant des ESMT ein.

Abgeschlossen wird die Tagung durch themati sche Füh-
rungen und Fachexkursionen in Berlin und Umgebung 
am Sonntag:

• Exkursion I: Zwischen Coworking und Headquarter 
– Gründungsfi eber in Berlins Innenstadt

• Exkursion II:  IGA Berlin und Rundgang durch 
Hellersdorf – Strategien für Großsiedlungen

• Exkursion III: Potsdams neue alte Mitt e
• Exkursion IV: Oranienburg – Stadt auf 

Wachstumskurs  

Umfeld Berlin Hauptbahnhof Großsiedlung Berlin
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Deutscher Städtebaupreis 2016
Wanderaustellung DSP 2016
nächste Termine: Zentrum Baukultur in Mainz und Rathaus Schwäbisch Gmünd

DASL VeranstaltungenDASL Veranstaltungen

Dokumentati on DSP 2016
Werner Durth (Hg.): STADT BAUEN 6

Die mit dem Deutschen Städtebaupreis prämierten 
städtebaulichen Projekte stellen besonders nach-
halti ge und innovati ve Beiträge zur Stadtbaukultur 
sowie zur räumlichen Entwicklung im städti schen 
und ländlichen Kontext dar. Sie entsprechen in 
herausragender Weise den aktuellen Anforderungen 
an zeitgemäße Lebensformen und tragen den Her-
ausforderungen an die Gestaltung des öff entlichen 
Raumes und dem sparsamen Ressourcenverbrauch 
vorbildlich Rechnung. Der Preis würdigt zudem das 
vorbildliche Zusammenwirken von Bauherren und 
Architekten. Ausgelobt wird er von der Deutschen 
Akademie für Städtebau und Landesplanung (DASL) 
und gefördert durch die Wüstenrot Sti ft ung. 

Im Rahmen der bundesweiten Wanderausstellung 
zum Deutschen Städtebaupreis 2016 werden die 
Preisträger sowie die mehr als 120 eingereichten 
Projekte zum Städtebaupreis und zum Sonderpreis 
mit dem Thema „Soziale Impulse durch Städtebau – 
Urbane Kooperati onen und neue Nachbarschaft en“ 
anschaulich dokumenti ert.

Vom 23. August bis zum 08. September zeigt das 
Zentrum Baukultur in Mainz die Ausstellung. Bei 
der Eröff nung der Ausstellung begrüßten Herbert 
Sommer, stellv. Abteilungsleiter im Bau- und Finanz-
ministerium Rheinland-Pfalz sowie Prof. Marti n zur 
Nedden, Leiter des Deutschen Insti tuts für Urbanisti k 
DIFU und Juryvorsitzender. Es folgten Vorträge über 
den Städtebaupreisträger wagnisART in München 
durch Julius Klaffk  e, Architekt, bogevischs buero 

architekten & stadtplaner GmbH sowie dem Vorstand 
der  Wohnbaugenossenschaft  wagnis eG, Rut-Maria 
Gollan.

Den Abschluss fi ndet die Wanderausstellung im Rathaus 
in Schwäbisch Gmünd vom 25. September bis 20. Okto-
ber 2017. Die Stadt wurde mit dem eingereichten Pro-
jekt „Stadtumbau Schwäbisch Gmünd“ im Städtebaup-
reis ausgezeichnet.

Wir danken herzlich den Beteiligten für die Organisati on 
der Wanderausstellung zum DSP 2016:

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, PlanTreff 
·························································································
Stadtplanungsamt Nürnberg, Abteilung Baukultur
·························································································
Stadt Osterholz-Scharmbeck, Bildungshaus im Campus
·························································································
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr in Bremen, 
Referat Wohnungswesen 
·························································································
Universitätsstadt Siegen, Rathaus, Fachbereich Städte-
bau, Verkehr, Zentrale Gebäudewirtschaft 
·························································································
Landeshauptstadt Stutt gart, Amt für Stadtplanung und 
Stadterneuerung 
·························································································
Zentrum Baukultur in Mainz
·························································································
sowie das Rathaus in Schwäbisch Gmünd.

Auszeichnung: Stadtumbau Schwäbisch Gmünd

Dieser Band der Reihe STADT BAUEN der Deutschen 
Akademie für Städtebau und Landesplanung doku-
menti ert den Deutschen Städtebaupreis 2016 und 
zeigt zugleich die Leistungsbilanz der Stadtplanung 
in Deutschland in Reakti on auf aktuelle Probleme 
gesellschaft lichen Wandels. Mit der Preisverleihung 
in Hannover war das Symposium „Soziale Impulse 
durch Städtebau - Urbane Kooperati onen und neue 
Nachbarschaft en“ zum Thema des Sonderpreises 
2016 verbunden, das im Rahmen des Kongresses zur 
Nati onalen Stadtentwicklungspoliti k stattf  and und in 
diesem Band ebenfalls dokumenti ert ist.

Eine besondere Herausforderung der derzeiti gen 
Stadtentwicklung ist die Aufgabe, den sozialen Zu-
sammenhalt in unserer Gesellschaft  zu sichern und 
Lebensqualität, Teilhabe und Zukunft schancen für 
alle Bevölkerungsgruppen zu bewahren. Neben dem 
demografi schen Wandel sind aktuell Gefahren der 
Segregati on und Gentrifi zierung sowie, besonders 
drängend, die Bewälti gung der Zuwanderung zentra-
le Themen, die sowohl konzepti onelle als auch bauli-
che Lösungen erfordern. 

Urbane Kooperati onen und neue Nachbarschaft en er-
öff nen wichti ge Aspekte der Zusammenarbeit von Zivil-
gesellschaft  und Politi k, Verwaltung und Wissenschaft : 
Die Öff nung und Integrati on von Bildungseinrichtungen 
im Quarti er, die Einrichtung von Werkstätt en und deren 
ehrenamtliche Betreuung sowie die Bildung von Bau-
gruppen sind Zeichen bürgerschaft licher Verantwortung 
für die Lebensqualität in unseren Städten.

Die sechs bisher erschienenen Bände der Reihe STADT 
BAUEN dokumenti eren neben den beispielhaft en Pro-
jekten des Deutschen Städtebaupreises der Jahre 2006 
bis 2016 auch die kompent und kontrovers diskuti erten 
Probleme, Positi onen und Perspekti ven der letzten 10 
Jahre der Stadtentwicklung. Mit oft mals sehr persönli-
chen Antworten von Planern, Politi kern, Publizisten und 
Wissenschaft lern wenden sich diese Bücher nicht nur an 
Experten der Stadtentwicklung, sondern an alle, die an 
der Zukunft  unserer Städte interessiert sind.

Themati sche Schwerpunkte der Vorträge und Debatt en 
im Rahmen des Sonderpreises waren:

• 2006: Speckgürtel und Armutsinseln - 
Zum Aufgabenwandel der Stadtplanung

• 2008: Die Stadt der Nachkriegszeit - 
Chancen von Erhalt und Wiederbau

• 2010: Stadt und Wissen - 
Ort des Wissens und der Bildung

• 2012: Integrati on und Transformati on technischer 
Infrastrukturen in Stadt und Region

• 2014: Neue Wege in der Stadt
• 2016: Soziale  Impulse durch Städtebau

Die Bände STADT-BAUEN 1-5 sind zum Vorzugspreis 
von 50,00 € inkl. MwSt. zzgl. Versand zu erwerben.

STADT BAUEN 6
Ernst Wasmuth Verlag GmbH & Co., Tübingen
ISBN 978-3-8030-0824-4
Herausgeber: Werner Durth im Auft rag der DASL
farbige Abb., Format 21 x 24cm
Preis: 32,00 € inkl. MwSt. zzgl. Versand

Bestellung: info@dasl.de
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Deutscher Städtebaupreis 2018
Auslobung: Deutscher Städtebaupreis 2018
Bewerbungen ab 01. Dezember 2017!

Seit fast 40 Jahren dient der mit insgesamt 
25.000 € doti erte DEUTSCHE STÄDTEBAUPREIS der 
Förderung einer zukunft sweisenden Planungs- und 
Stadtbaukultur. Er wird ausgelobt von der Deutschen 
Akademie für Städtebau und Landesplanung (DASL) 
und von der Wüstenrot Sti ft ung gefördert. 

Mit dem Deutschen Städtebaupreis werden 
städtebauliche Projekte prämiert, die sich durch 
nachhalti ge und innovati ve Beiträge zur Stadtbau-
kultur auszeichnen. Dabei sollen die Projekte den 
aktuellen Anforderungen an zeitgemäße Lebensfor-
men ebenso Rechnung tragen wie den Herausforde-
rungen an die Gestaltung des öff entlichen Raums, 
dem sparsamen Ressourcenverbrauch sowie den 
Verpfl ichtungen gegenüber der Orts- und Stadtbild-
pfl ege.

Der parallel zum STÄDTEBAUPREIS ausgelobte Son-
derpreis dient der Akzentuierung besonders dringli-
cher Handlungsfelder im Städtebau und in der Stadt-
planung. Das Thema des SONDERPREISES wird sich 
mit dem Europäischen Kulturerbejahr (ECHY) 2018 
beschäft igen und mit der Auslobung im Dezember 
2017 bekannt gemacht.

Ab Dezember können sich frei schaff ende und an-
gestellte Stadtplaner/innen, Architekten/innen, 
Landschaft sarchi tekten/innen sowie öff entliche und 
private Planungsträger/innen um die Preise bewer-
ben. 

Preiskategorien

Der Deutsche Städtebaupreis ist mit 15.000 € doti ert. 
Der Sonderpreis ist mit 5.000 € ausgestatt et. Sie wer-
den in der Regel ungeteilt vergeben. Außerdem werden 
bis zu fünf Auszeichnungen vergeben, die mit jeweils 
1.000 € doti ert sind. Als vierte Kategorie werden Belobi-
gungen ausgesprochen. 

Die Vergabe der Preise, der Auszeichnungen sowie der 
Belobigungen erfolgt unter Ausschluss des Rechtswe-
ges. Die Preisträger/innen, die Ausgezeichneten sowie 
die Belobigten erhalten als Zeichen der besonderen An-
erkennung eine Urkunde im Rahmen einer Festveran-
staltung am 27. September 2018 in Mainz. 

Die Preisträger jeder Kategorie sowie alle weiteren ein-
gereichten Arbeiten werden der Öff entlichkeit im Rah-
men einer bundesweiten Wanderausstellung und einer 
Dokumentati on präsenti ert.

Jury 2018

Dr. Thomas Drachenberg, LA für Denkmalpfl ege, Brandenb.
Prof. Undine Giseke, Technische Universität Berlin
Dr. Stefan Krämer, Wüstenrot Sti ft ung, Ludwigsburg 
Prof. Dr. (I) Elisabeth Merk, Präsidenti n DASL, Berlin
Prof. Ansgar Schulz, Schulz & Schulz Architekten, Leipzig 
Prof. Dr. Christi na Simon-Philipp, HfT Stutt gart 
Prof. Marti n zur Nedden, Difu, Berlin

Ständiger Gast für den Wissenschaft lichen Beirat: 
Prof. Dr.-Ing. Werner Durth, TU Darmstadt

Die Jury setzt sich aus fünf bis sieben Mitgliedern zu-
sammen. Der Jury gehören fachlich qualifi zierte Mit-
glieder aus folgenden Täti gkeits-/Berufsfeldern an:
• ein in wirtschaft lichen und soziologischen Fragen 

in besonderer Weise erfahrenes Mitglied
• ein Mitglied, das durch Ausbildung und ausgeüb-

te Täti gkeit als freischaff ender Stadtplaner über 
besondere Qualifi kati onen im Bereich der Stadt-
planung verfügt

• ein Mitglied aus der planenden Verwaltung bzw. 
Kommune

• ein Mitglied, das durch Ausbildung oder ausge-
übte Täti gkeit über besondere Qualifi kati onen 
auf dem Gebiet der Denkmals- bzw. Stadtbild-
pfl ege verfügt sowie

• weitere Mitglieder, die eine anerkannte Fachex-
perti se im Bereich Städtebau und/oder Architek-
tur vorweisen.

Die Jury trifft   in ihrer ersten Sitzung unter allen ein-
gereichten Bewerbungen eine Vorauswahl. Es wird 
erwartet, dass die eingereichten Materialien ein 
vollständiges Bild des Projekts im örtlichen Kontext 
vermitt eln und die besonderen Wesenszüge und In-
tenti onen der Arbeit erkennbar werden lassen.

Über die Objekte und Projekte, die aufgrund einer 
ersten Beurteilungsrunde in eine engere Wahl auf-
genommen wurden, werden sich die Mitglieder der 
Jury durch eine Ortsbesichti gung im Sommer 2018 
einen Eindruck verschaff en. Im Anschluss an die Be-
sichti gungen nominiert die Jury in einer zweiten Sit-
zung diejenigen Bewerbungen, denen sie den Deut-
schen Städtebaupreis 2018 bzw. den Sonderpreis 
2018, die Auszeichnungen sowie die Belobigungen 
zuerkennen wird.

Termine DSP 2018
Auslobung  01. Dezember 2017
····················································································
1. Jurysitzung  Mitt e Mai 2018
····················································································
2. Jurysitzung  August 2018
····················································································
Symposium und   27. September 2018, Mainz
Preisverleihung 

Symposium und Preisverleihung 2018

Die Bekanntgabe der Preise erfolgt nach dem Oscar-Prin-
zip im Rahmen der Verleihung am 27.09.2018 in Mainz.

Die Preisverleihung fi ndet in Verbindung mit einem 
Symposium statt , das dem Thema des Sonderpreises ge-
widmet ist und aktuelle Bezüge zwischen Städtebau und 
gesellschaft lichem Wandel themati siert. Dabei werden 
die Verbindungen zwischen Politi k, Planung und Ausbil-
dung herausgearbeitet. 

Das Symposium wird von der Deutschen Akademie für 
Städtebau und Landesplanung unter Leitung eines Wis-
senschaft lichen Beirats vorbereitet. 

Die prämierten Arbeiten werden gemeinsam mit den 
Vorträgen und Diskussionen im Rahmen des Symposiums 
in einer Publikati on dokumenti ert und verbreitet.

Safe the date: 

27.09.2017
Symposium und Preisverleihung zum DSP 2018
in Mainz

Die Teilnahme ist kostenlos.
Bitt e merken Sie sich diesen Termin vor.

Gefördert von
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AKADEMIE BERICHT
Dokumentati on DASL/ARL Jahrestagung 2016 und
DASL Wissenschaft liches Kolloquium 2016

STADT DENKEN
neue Publikati on der DASL

STADT DENKEN 1 ist der Auft akt zu einer neuen Pu-
blikati onsreihe der DASL, die den Almanach nach 
nahezu zwanzig Jahren, als eine tendenziell vollstän-
dige Dokumentati on der beiden routi nemäßigen 
Veranstaltungen der Akademie, Wissenschaft liches 
Kolloquium und zentrale Jahrestagung durch diese 
konzentriertere Veröff entlichung ersetzt. 

Das Wissenschaft liche Kolloquium behandelte im 
Vorjahr das Thema des Umgangs mit der so massiv 
verstärkten Zuwanderung. Allerdings standen nicht 
die Fragen und Herausforderungen der primären 
Unterbringung der Gefl üchteten und asylsuchenden 
Menschen im Vordergrund, sondern vielmehr wurde 
primär die ebenso längerfristi g bedeutsame Frage, 
der grundsätzlichen sozialen und kulturellen Integra-
ti onsfähigkeit der Stadt themati siert. 

Die Jahrestagung 2016 mit dem Titel “Daseinsvorsor-
ge und Zusammenhalt“ wurde gemeinsam mit der 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(ARL) konzipiert und durchgeführt. Zentrale Frage 
war: Welche Veränderungen und aktuelle Heraus-

forderungen kennzeichnen den elementarsten Auft rag 
räumlicher Planung angesichts zunehmend disparater 
raumstruktureller Entwicklung und gewandeltem Auf-
gabenverständnis der öff entlichen Hand in Abgrenzung 
zu privatwirtschaft lich organisierten Täti gkeitsfeldern, 
beispielsweise innerhalb traditi onell öff entlicher Infra-
strukturbereitstellung. 

Ein überaus weit themati sierter Rahmen mit Bezug 
zum gesamten Feld und den unterschiedlichen Ebenen 
räumlicher Planung. Dies ermöglichte angesichts der 
aktuellen Verminderung des Einfl usses der höherstu-
fi gen Landes- und Regionalplanung auf angemessene 
Vorgaben räumlicher Entwicklung auch Themen not-
wendiger Restrukturierung planerischer Instrumente 
anzusprechen – beispielhaft  der am Leitbild der „Zentraler-
Orte-Theorie“ orienti erten Planwerke. Ebenso konn-
te die Spannung aufgegriff en werden, die das Postulat 
der Schaff ung „Gleichwerti ger Lebensbedingungen“ 
angesichts der weiteren Polarisierung von Entwicklungs-
bedingungen zwischen Schrumpfung und wesentlich 
hieraus gespeistem Wachstum erzeugt. Unter dem Kapi-
tel Standards, Strategien, Instrumente sind zudem Bei-
träge dokumenti ert, die sich mit Fragen des aktuellen 
Umgangs mit Einrichtungen städti scher Infrastruktur, 
zu der nach längerer Vernachlässigung, im Sinne von 
Daseinsvorsorge auch wieder verstärkt die Schaff ung 
leistbaren Wohnraums ebenso wie die Ausstatt ung der 
Stadt mit qualifi zierten Freiräumen angesichts forcierter 
Innenentwicklung und baulicher Nachverdichtung zu 
zählen sind.

Ein besonderer zur Lektüre empfehlender Beitrag ist 
„Daseinsvorsorge und räumliche Gerechti gkeit“ von 
Wolfgang Huber, der die Jahrestagung einleitete. Sein 
Inhalt verti eft e und erweiterte wohl für die meisten der 
Teilnehmenden ganz entscheidend den Blick auf zent-
rale Aspekte des zugrundeliegenden, gesellschaft lich 
allgemein respekti erten staatlichen Auft ragsverständ-
nisses und lud zu kriti schem Nachdenken ein.

STADT DENKEN 1
Hrsg.: Julian Wékel im Auft rag der DASL
farbige Abb., Format 21 x 24cm, Seiten 163
Preis: 20 € inkl. MwSt. zzgl. Versand
Bestellung: info@dasl.de

Nachdem der Almanach durch das neue redakti onell 
gestaltete Jahrbuch der DASL STADT DENKEN ersetzt 
wird, gibt es daneben noch das Publikati onsformat 
des AKADEMIEBERICHTES. 

Der AKADEMIEBERICHT wird nur in geringer Auf-
lage in gebundener Form für den speziellen Bedarf 
einzelner Mitglieder publiziert und steht vorrangig 
als Materialsammlung und Fundus digital zur Verfü-
gung. Die Akademie verspricht sich von dem neuen 
Publikati onskonzept eine klarere Struktur und vor 
allem eine deutliche Unterscheidung von einerseits 
der nach innen gerichteten Dokumentati on aller Bei-
träge und Materialien zu den beiden Tagungen, aber 
auch von Berichten zu Akti vitäten der Landesgruppen 
und Ausschüsse. Andererseits soll eine Eingrenzung 
auf eine, durch eine Redakti onsgruppe getroff ene 
Auswahl von Einzelbeiträgen, denen eine grundsätz-
liche Bedeutung für den wissenschaft sinternen wie 
den aus und zur Praxis gewandten Diskurs zuerkannt 
wird, den besonderen kulturellen Auft rag der Akade-
mie widerspiegeln. 

Die erste Fassung des AKADEMIEBERICHTS enthält 
die, soweit verfügbar, vollständige Dokumentati on der 
gesamten Materialien von Wissenschaft lichem Kolloqui-
um, Vorbereitenden Bericht und Jahrestagung.  

Mit dem Wissenschaft lichen Kolloquium 2016 gelang 
es unter der Fragestellung nach Möglichkeiten der Un-
terstützung städti scher Integrati onsprozesse im Zusam-
menhang mit der massiven Zuwanderung Gefl üchteter 
ein hoch aktuelles aber noch in keiner Weise durch Er-
fahrungen und Erkenntnisse angemessen in Politi k und 
Planung erfasstes Thema in einer über den Rahmen 
von traditi oneller räumlicher Planung weit hinausrei-
chenden Form zur Diskussion zu stellen. Die Vorträge 
und Diskussionen bestäti gten sowohl die stadtkulturelle 
Traditi on sowie Routi ne im Umgang mit Migrati on und 
deren Integrati on, als auch die Langfristi gkeit und 
soziale Bedeutung entsprechender Prozesse. Hier wird 
sich die Stadtgesellschaft  vielerorts vor eine nur mit 
einer Vielzahl von Akteuren gemeinsam zu bewälti gen-
de Aufgabe gestellt sehen.

Die Jahrestagung konnten zum Thema Daseinsvorsorge 
und Zusammenhalt durch Kooperati on mit der Akade-
mie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) auch 
für grundsätzliche Fragen der Raumordnung geöff net 
und ein erweitertes, vor allem wissenschaft lich for-
schendes Publikum angesprochen werden. Zentraler 
Gegenstand der Vorträge und Diskussionen war die 
Veranschaulichung und Kriti k aktueller Praxis in der Um-
setzung des elementaren Auft rags der Daseinsvorsorge 
in unterschiedlichen Kontexten zu betreiben und dabei 
speziell dem Anspruch einer Sicherung wie Förderung 
sozialen Zusammenhalts gerecht zu werden. In mehre-
ren Beiträgen wurde die aktuelle Schwäche regionaler 
und landesweiter Planung angesprochen und zeigte die 
weiterhin aktuelle Aufgabe und Problemati k der hand-
lungsrelevanten Fassung und konkreten politi schen Aus-
gestaltung des Grundsatzes gleichwerti ger Lebensbe-
dingungen im Rahmen landesplanerischer Programme 
und Planungen.

AKADEMIEBERICHT
zur Jahrestagung und Wissenschaft lichen Kolloquium 
2016 der DASL
Download: www.dasl.de/freie-veroeff entlichungen
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Keynote der DASL/ARL Jahrestagung 2016
Wolfgang Huber: Daseinsvorsorge und räumliche Gerechti gkeit

DASL Veröff entlichungen

Auszug aus STADT DENKEN 1

1. Daseinsvorsorge

Das Handeln der öff entlichen Verwaltung als 
„ Daseinsvorsorge“ zu beschreiben, ist eine deutsche 
Erfi ndung. Sie entstammt juristi schen  Überlegungen. 
Der Verwaltungsrechtler Ernst Forsthoff  beschrieb 
1938 den Übergang von  einem Verwaltungshandeln, 
das auf „Zustandswahrung“ aus ist, zu einem Ver-
waltungshandeln, das „Zukunft s planung“ betreiben 
muss. Dem liegt die Diagnose zu Grunde, dass ent-
scheidende Teile der Zukunft ssicherung nicht mehr 
in der Hand des Einzelnen liegen, sondern von der 
staatlichen Gemeinschaft  übernommen werden 
müssen. Das bürgerliche Ideal einer „staatsfreien 
Daseinsführung“ verschwindet dadurch, dass der 
vom einzelnen selbst „beherrschte Lebensraum“ im-
mer geringer wird und sein „ eff ekti ver Lebensraum“ 
außerhalb der  Sphäre liegt, die seiner individuellen 
Verfügungsgewalt unter worfen ist. Die Trennung 
zwischen Wohnung und Arbeitsplatz ist das äuße-
re Indiz für diese Veränderung. Die arbeitsteilige 
Industrie gesellschaft  lässt diese Verschiebung zu ei-
ner all gemeinen Lebens bedingung werden. 

Gewiss kann man unterscheiden zwischen Leistun-
gen, die für die Lebensführung so elementar sind, 
dass dem Einzelnen kaum die Wahl bleibt, ob er sie 
in Anspruch nehmen will oder nicht: Wasser, Gas, 

Elektrizität und Verkehrsmitt el nennt Forsthoff  dafür 
als Beispiele. Zur Daseinsvorsorge gehören aber eben-
so Grünanlagen und Bibliotheken, Volkshochschulen 
und Theater. „Alles, was vonseiten der Verwaltung ge-
schieht, um die Allgemeinheit oder … besti mmte Perso-
nenkreise in den Genuss nützlicher Leistungen zu ver-
setzen ist Daseinsvorsorge.“ 

Der Übergang vom Wohlfahrtsstaat zum daseinsver-
antwortenden Staat ist epochal. Während der Wohl-
fahrtsstaat nur täti g wurde, wenn eine indivi duelle 
Notlage oder Hilfsbedürft igkeit vorlag, hat der Staat 
der Daseinsvorsorge eine weit umfassendere Aufgabe. 
Er soll Lebensbedingungen unter dem Gesichtspunkt 
der Gerechti gkeit und der Vergleichbarkeit der Lebens-
verhältnisse beeinfl ussen und gestalten. In den aller-
meisten Fällen schlägt sich dieses staatliche Handeln in 
 materiellen Subs traten nieder: in Straßen, öff entlichen 
Verkehrsmitt eln, Versorgungsleitungen, Einrichtungen 
der Gesundheitsvorsorge und Krankenfürsorge, in Schu-
len und Hochschulen und so fort. 

Fortschritt sskepti ker wie Ernst Forsthoff  beschäft  igte die 
Frage, wo die Freiheit des Einzelnen unter den Bedin-
gungen der Industriegesellschaft  bleibt. Doch die Indus-
triegesellschaft , die diesen  Skepti kern vor Augen stand, 
liegt inzwischen hinter uns. An die Stelle der industri-
ellen „Massen gesellschaft “ ist eine in vielen Hinsichten 

individualisierte und plurali sierte Gesellschaft  getre-
ten. Digitalisierung, demographischer Wandel und 
globale Wanderungsbewegungen führen zu  neuen 
Herausforderungen. Die Zunahme an Freiheitsmög-
lichkeiten durch erleichterte Mobilität und Kom-
munikati on, die veränderten Ansprüche an Lebens-
standard und Lebensqualität, aber zugleich die 
wachsenden Disparitäten zwischen Reich und Arm, 
zwischen Jung und Alt, zwischen städti schen Zentren 
und peripheren ländlichen Gebieten steigern die Er-
wartungen an die Leistungen des  Staates. Auch dort, 
wo der Staat sich durch Privati sierung der steigen-
den Anforderungen zu entledigen versucht, bleibt er 
doch in einer Garantenstellung: Wenn die erwarte-
ten Leistungen nicht erbracht werden, erschallt der 
Ruf nach der  Daseinsvorsorge des Staates. 

Allerdings kann man fragen, ob andere Staaten 
und andere Sprachen nicht aus guten Gründen be-
scheidenere Worte verwenden als wir Deutschen. 
Die Begriff e der Daseinsvorsorge und der Daseins-
verantwortung stammen aus einer Zeit hyper tropher 
Staatsgläubigkeit. Diese Staats gläubigkeit besti mmte 
eben nicht nur die Zeit vor, sondern auch nach 1945. 
Im Ernst betrachtet, kann kein Staat für das Dasein 
seiner Bürger vorsorgen. 

Alle  Bürgerinnen und Bürger sind vielmehr darauf 
angewiesen, das ihnen Mögliche zur Sicherung ih-
rer Lebensbedingungen selbst zu tun; nach wie vor 
sind familiärer Zusammenhalt, die gegensei ti ge 
Unterstützung in kleinen Netzwerken, die Einsatz-
bereitschaft  der  Zivilgesellschaft  unentbehrlich. Zu 
bedenken bleibt schließlich, dass kein Mensch, auch 
kein Staat über die Zukunft  verfügt. Keine  Planung 
kann deren Unwägbarkeiten  ausschalten. Aus  ihnen 
können sich überraschende wie beschwerliche 
 Herausforderungen ergeben, mit denen niemand im 
Voraus gerechnet hat. Die großen Heraus forderungen 
der deutschen Einheit lassen sich in diesem Zusam-
menhang genauso nennen wie die Aufgaben, die sich 
mit der Zuwanderung von Flüchtlingen und Arbeitse-
migranten  verbinden. 

Wenn andere Sprachen vorsichti ger von public services 
oder public provisions oder vom service  public reden, 
kommt diese bescheidenere  Sprache den Sachverhalten, 
um die es geht, wesent lich  näher. Bedauerlicherweise 
ist der Begriff  des „öff ent lichen Diensts“ im Deutschen 
allerdings anders besetzt. Man müsste deshalb schon 
(wie in der Schweiz) von öff entlichen Dienstleistungen 
und von öff entlicher Infrastruktur sprechen. Unabhän-
gig von einer solchen sprachlichen „ Abrüstung“ heißt 
die entscheidende Frage, welche Zukunft s planungen 
und Zukunft siniti ati ven heute erforderlich sind, damit 
Menschen in Zukunft  ihr Leben verantwortlich gestalten 
und ihren Beitrag zum gemeinsamen Leben leisten kön-
nen. 

Der Staat trägt, anders gewendet, zu den Bedingungen 
verantwortlicher Lebensgestaltung bei; mit der Vorsor-
ge für das Dasein seiner Bürgerinnen und Bürger dage-
gen würde er sich übernehmen. Gefahren abzuwehren, 
Lebensbedingungen zu  sichern, die nöti ge Infrastruktur 
zu gewährleisten und öff entliche Dienstleistungen be-
reitzustellen – so lassen sich vielleicht die Aufgaben be-
schreiben, die unter dem Begriff  der „Daseinsvorsorge“ 
einen sehr anspruchsvollen, vielleicht zu anspruchsvol-
len Namen bekommen haben. 

2. Gerechti gkeit

Die Forderung der Gerechti gkeit ist ein unausweichli-
cher Maßstab für das staatliche Handeln. Denn Gerech-
ti gkeit gilt von alters her als Tugend der Insti  tuti onen, 
des Staates vor allen anderen. Mit der Abschaff ung stän-
discher Privilegien und der Verankerung des Respekts 
vor der gleichen  Würde jedes Menschen, als Grundprin-
zip staatlichen Handelns, ist die Orienti erung an der Ge-
rechti gkeit noch viel unausweichlicher geworden. Damit 
allein ist die Frage aber noch nicht beantwortet, was mit 
Gerechti gkeit gemeint ist. 

In der neueren Diskussion sind zwei  Vorstellungen von 
Gerechti gkeit mit guten Gründen in den Vorder grund 
getreten: Gerechti gkeit als Fairness und Gerechti gkeit 
als Befähigung.

Professor Dr. Dr. h.c. Wolfgang Huber ist einer der 
profi liertesten Theologen Deutschlands und betäti gt 
sich als Vordenker in ethischen Fragen. Er war von 
1994 bis 2009 Bischof der Evangelischen Kirche 
Berlin-Brandenburg. Sechs Jahre lang, von 2003 
bis 2009, repräsenti erte er als Ratsvorsitzender der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) die 24,5 
Millionen Menschen evangelischen Glaubens in 
unserem Land.
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Das Konzept der Gerechti gkeit als Fairness geht auf 
den amerikanischen Rechtsphilosophen John Rawls 
zurück. Er beginnt seine Überlegungen mit einem 
Gedankenexperiment: Man stelle sich einen gesell-
schaft lichen Urzustand vor, in dem niemand weiß, 
welche gesellschaft lichen Positi onen ihm im Lauf sei-
nes Lebens zuwachsen, welche Gelegenheiten sich 
ihm bieten, von welchen Möglichkeiten er Gebrauch 
machen kann. All das ist unter einem „Schleier des 
Nichtwissens“ verborgen. Welche Art von Gesell-
schaft  werden sich die Menschen unter einer sol-
chen Voraussetzung wünschen? Die Antwort heißt: 
Sie werden sich eine Gesellschaft  gleicher Freiheit 
wünschen. Wenn keiner weiß, ob er zu den Begüns-
ti gten oder den Benachteiligten gehören wird, wird 
jeder sich wünschen, dass die Ausgangsbedingungen 
und Freiheitschancen für alle Beteiligten gleich sind. 
Deshalb charakterisiert der aus dem Sport stammen-
de Begriff  der Fairness etwas Entscheidendes an der 
Gerechti gkeit: Man möchte in einer Gesellschaft  le-
ben, in der alle von ihrer Freiheit nach gleichen Spiel-
regeln Gebrauch machen können. 

Nun wird dieses Spiel unzweifelhaft  zu unterschied-
lichen Ergebnissen führen. Denn alle  haben zwar die 
gleiche Freiheit, werden von ihr aber höchst unter-
schiedlichen Gebrauch machen. Alle spielen nach 
den gleichen Regeln, bringen aber in  dieses Spiel un-
terschiedliche Fähigkeiten ein. Unter schiede stellen 
sich heraus, die doch dazu führen, dass es Begüns-
ti gte und Benachteiligte gibt. Deshalb muss man in 
einem zweiten Schritt  fragen, welche Unter schiede 

in einer Gesellschaft  hinnehmbar sind.  Rawls antwor-
tet mit seinem „Diff e renzprinzip“: Die Unterschiede 
sind akzeptabel, bei denen die am wenigsten Begüns-
ti gten erkennen können, dass die bessere Positi on der 
gesellschaft lich Starken auch für sie von Vorteil ist. Das 
Diff erenz prinzip verlangt also, dass gesellschaft liche 
Diff eren zierung  Frei  heit und Wohlstand insgesamt för-
dert und dass die gesell schaft liche Dynamik, die durch 
die  besonders Leistungsfähigen in Gang gesetzt wird, 
nicht nur für sie, sondern für alle positi ve Auswirkungen 
hat. 

Eine verbreitete Antwort auf die damit gegebene Prob-
lemati k heißt: Umverteilung. Der verteilende Sozialstaat 
soll die entstehende Ungleichheit durch Maßnahmen 
der Umverteilung mildern. Doch eine solche Politi k kann 
zwar die Folgen von  mangelnder Bildung, von Not und 
Armut lindern; an ihren Ursachen ändert sie nichts. 
Deshalb hat eine weiter gehende Gerechti gkeitstheorie 
an der Frage der Befähigung, der capabiliti es angesetzt. 
Diese Konzepti on wurde maßgeblich von dem  indischen 
 Nati onalökonomen Amartya Sen und der amerikani-
schen Philosophin Martha Nussbaum entwickelt. Der 
capabiliti es approach fragt nach den elementaren Be-
dingungen dafür, damit  Menschen ihre elementaren 
Lebensbedürfnisse befriedigen, ihre Begabungen ent-
falten, Verantwortungsbereitschaft  entwickeln und auf 
diese Weise das eigene Leben verantwortlich führen 
und zum Wohl der Gesellschaft  beitragen können. Das 
Problem der Gerechti g keit konkreti siert sich in der Vor-
sorge für die elementaren Grundbedürfnisse, in der Si-
cherstellung einer möglichst umfassenden Bildung, im 

Eröff nen von Räumen, in denen Menschen Gemein-
schaft  erfahren, mit anderen kommu nizieren und 
sich Kultur erschließen können. 

Der Begriff  der Gerechti gkeit bezeichnet in diesem 
Modell nicht einen idealen Zustand, in dem alle von 
ihrer Freiheit in gleicher Weise Gebrauch machen 
und die  Diff erenzen so gebändigt sind, dass sie  allen 
zugutekommen. Sondern Gerechti gkeit wird als ein 
gradueller Prozess verstanden, in dem die gesell-
schaft lichen Bedingungen dafür verbessert und wei-
terentwickelt werden, dass die Einzelnen an der Ge-
sellschaft  teilhaben und ihren Beitrag zum Gelingen 
des Zusammenlebens  leisten können.  Befähigung 
und Beteiligung sind die Schlüssel elemente dieser 
Vorstellung von Gerechti gkeit. 

3. Räumliche Gerechti gkeit

Bei einer Zusammenkunft  von Raumplanern legt 
es sich mehr als nur nahe, das Nachdenken über 
Gerechti gkeit auf die Frage nach dem Umgang mit 
Lebens räumen zuzuspitzen. Eine jüngere Entwick-
lung im Nachdenken über Gerechti gkeit verdient da-
bei besonderes Interesse, nämlich die Debatt e über 
„räumliche Gerechti gkeit“, spati al justi ce. 

Das Nachdenken darüber spiegelt sich auch in den 
Unterlagen für diese Jahrestagung.  Manfred  Miosga 
führt diesen Begriff  so ein, dass er in  Analogie zur 
„sozialen Gerechti gkeit“, die nach  seinen Worten 
„die subjektbezogene Säule des sozial staatlichen 
Integrati onsversprechens“ bezeichnet, von einer 
„räumlichen Gerechti gkeit“ spricht, die sich auf 
raumbezogene staatliche Leistungen bezieht, durch 
die gleichwerti ge Lebens verhältnisse gefördert wer-
den, was auf seine Weise auch der sozialen Gerech-
ti gkeit zugutekommt. Im Blick auf diese räumliche 
Gerechti gkeit unter scheidet er zwischen einer staat-
lichen Aufgabe, die sich auf die Gewährleistung und 
Ermöglichung gleicher Lebens verhältnisse bezieht, 
und einer  regionalen Aufgabe, die angesichts regio-
naler Unter schiede die Vergleichbarkeit angesichts 
einer Vielfalt unterschiedlicher Bedingungen gestal-
tet. 

Das Konzept ist interessanterweise so angelegt, dass 
es die Diff erenz sozialräumlicher Bedingungen nicht 
einebnet, sondern die Erwartung arti  kuliert, dass ge-
rade unterschiedliche Gegebenheiten in ihren jeweili-
gen Stärken zur Herstellung vergleichbarer, aber nicht 
identi scher Lebens bedingungen genutzt werden. Diese 
Aufgabe soll in den vier Dimen sionen der Chancenge-
rechti gkeit, der Ver teilungsgerechti gkeit, der „Enkel-
gerechti gkeit“ und der Verfahrensgerechti gkeit Gestalt 
gewinnen.1

Auf eine andere Spur führt eine Diskussion über „räum-
liche Gerechti gkeit“, die durch eine Gruppe von Geogra-
phen angestoßen wurde. Maßgeblich dafür waren die 
Arbeiten von David Harvey und  Edward W. Soja. Ihre 
Grundüberzeugung heißt, dass der Umgang mit dem 
Raum als grund legender Aspekt der Gestaltung mensch-
licher Gesellschaft en soziale Fakten refl ekti ert und sozi-
ale Beziehungen beeinfl usst. 

Gerechti gkeit und Un gerechti gkeit werden deshalb im 
Umgang mit dem Raum erkennbar. Wenn man gesell-
schaft liche Ungerechti g keit erkennen und Wege zu ge-
sellschaft licher Gerechti gkeit bahnen will, muss man 
die wechselseiti ge  Beziehung zwischen Gesellschaft  und 
Raum  verstehen. 

Ich begegnete diesem Konzept von spati al justi ce zum 
ersten Mal während eines Forschungsaufent halts in 
Südafrika. Das Phänomen, auf das die Gruppe von Geo-
graphen um die Zeitschrift  gleichen Namens aufmerk-
sam machte, war mir sofort deutlich. Denn jedesmal, 
wenn ich den Weg zwischen Kapstadt und Stellenbosch 
zurücklegte, begegnete mir dieses Problem in unüber-
bietbarer Schärfe. Auf diesem Weg fährt man an der 
Township Kayelitsha vorbei, zu deutsch: „Neue Heimat“. 
Die Township wurde 1985 zur Verwirklichung des Group 
Area Act gegründet; sie diente also zu Zeiten der Apart-
heid der getrennten Unterbringung der unterschiedli-
chen ethnischen Gruppen. 

1 DASL: Daseinsvorsorge und Zusammenhalt.   
                Vorbereitender Bericht, Hannover 2016, S. 91-94

Prof. Dr. Wolfgang Huber bei der DASL/ARL Jahrestagung 2016 in Hannover
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Doch mit dem Ende der Apartheid im Jahr 1994 ver-
schwand  Kayelitsha  genauso wenig wie die ande-
ren Townships und Home lands in Südafrika. Nach 
der Verfassung  waren nun alle ethnischen Gruppen 
gleichberechti gt, afrikanische Sprachen waren ge-
nauso offi  zielle Amtssprachen wie Afrikaans und 
Englisch, es galt ein einheitliches Bildungssystem. 
Doch schwarze Afrikaner wohnten weiterhin – und 
wohnen bis zum heuti gen Tag – in Townships unter 
räumlichen und hygienischen Bedingungen, die zum 
 Fürchten sind. Trotz eines einheitlichen Bildungs-
wesens ist die Klassengröße, die Ausstatt ung und 
die  Qualität der Schulen in den Townships von der 
Art, dass kein Lehrer, der in ihnen unterrichtet, sei-
ne  eigenen  Kinder freiwillig in diese Schulen schicken 
 würde. Entsprechend hoch ist die Abwesenheit der 
 Lehrer von der Schule und infolgedessen auch die 
Dropout -Quote der  Schüler. 

Bei einem unserer letzten Besuche in Kayelitsha 
 sahen wir den Rohbau des ersten Kranken hauses, 
das in dieser Township gebaut wurde, die offi  ziell un-
gefähr 350.000, real aber eher 1 Million Ein wohner 
hat. Ob ein Krankenhaus für 350.000 oder für 1 Mil-
lion Einwohner reichen soll, ist unter Gerechti gkeits-
gesichtspunkten eine eher absurde Frage. Es ist kein 
Zufall, dass der Nati onale Entwicklungsplan Südafri-
kas aus dem Jahr 2013 das Versagen in der Bildungs-
politi k und in der Gesundheitsvorsorge als die beiden 
größten Katastrophen Südafrikas nach dem Ende der 
Apartheid ansieht. Die Gründe kann man an dieser 
Township ablesen. Ihre räumliche Struktur spiegelt 
die herrschende Ideologie der Apartheid. Doch nach 
deren Ende blieb die räumliche Struktur unverändert 
erhalten.  Manche blieben freiwillig in der Township, 
andere folgten dem  Gebot der Not. 

Weiße, die die eth nische Geschlossen heit aufb re-
chen und auch in Kayelitsha wohnen wollten, beka-
men keinen Fuß auf den  Boden. Ihnen wurde bedeu-
tet, dass sie durch eine solche Feigenblatt akti on die 
Ungerechti g keit nicht ausgleichen konnten, deren 
Zeugen sie wenigstens für kurze Zeit waren. 

Ungerechti gkeit, die sich in räumliche Strukturen einge-
brannt hat, lässt sich nur schwer beseiti gen. Denn räum-
liche Festlegungen und bauliche Gestaltungen bleiben 
für lange Zeit und tragen den Geist vergangener Zeiten 
in die Zukunft . Sie sind nachhalti g, ob man das will oder 
nicht. 

Peter Marcuse hat in einem Aufsatz aus dem Jahr 2009 
Vergleichbares am Beispiel von Harlem gezeigt. „Spati al 
injusti ce. Derivati ve but causal of social injusti ce“ heißt 
der Titel dieser Veröff ent lichung. Marcuse charakteri-
siert scharf die beiden Hauptf ormen räumlicher Unge-
rechti gkeit: die unfreiwillige Beschränkung einer Grup-
pe auf einen besti mmten Raum, also Segregati on oder 
Ghett o isierung zum einen und zum anderen die unglei-
che Zuweisung von Ressourcen für einen besti mmten 
Raum. Schon an diesen beiden Formen zeigt sich die 
Wechselwirkung zwischen sozialer und räum licher Un-
gerechti gkeit. 

Die Folgerung heißt:  Soziale Ungerechti gkeit kann nicht 
wirksam bekämpft   werden, ohne dass man ihre räumli-
chen Aspekte einbezieht. 

Aber umgekehrt muss man auch sagen: So wichti g räum-
liche Maßnahmen sind, so können sie doch allein die so-
ziale Ungerechti gkeit nicht überwinden. Die Gegenwart, 
sagt der Autor auf dem Hintergrund des amerikanischen 
Beispiels, kennt beides: die Erleichterung wie die Ver-
schärfung von Problemen räumlicher Ungerechti gkeit. 

4. Raumplanung

Wo es Townships gibt, gibt es auch Gated Commu niti es. 
Wo die einen in Armut gehalten werden, müssen ande-
re ihren Reichtum mit Zäunen und  privaten Sicherheits-
diensten verteidigen. Die  Situa ti on in Südafrika und in 
anderen Ländern ist nicht die Situati on Deutschlands. 
Aber Polari sie rungsprozesse dieser Art müssen frühzei-
ti g wahrgenommen werden; denn es ist mühsam, sie zu 
korrigieren. 

Die Entmischung von Wohngebieten, die Gentrifi zie-
rung ganzer Areale, die Vernach lässigung von Schu-
len dort, wo auch Mietshäuser vernachlässigt wer-
den: all das kennen wir auch aus Deutschland. 

Auch in unserem Land gibt es eine Parallelität zwi-
schen Lebensbedingungen und Bildungs chancen, es 
gibt im sozialen Gefälle begründete Unter schiede 
in der Nachhalti gkeit von Baumaßnahmen, Wohn-
gebiete werden in ihrer sozialen Zusammensetzung 
entmischt, auf dem Weg über Mietpreise werden 
Wohngebiete gentrifi ziert. 

Soziale Brennpunkte auf der einen Seite, über die 
Miet- oder Kaufpreise abgesicherte Wohngebiete für 
Wohlhabende – diese Spannung ist jedem von uns 
bekannt. Die Dynamik – jedenfalls in einer Stadt wie 
Berlin – weist eher in der Richtung einer Verschär-
fung als einer Abmilderung solcher  Prozesse.

All diese Probleme haben ihre Ursachen nicht einfach 
in der Raumplanung. Aber die Raumplanung muss 
sich diesen Problemen wieder und wieder stellen. 
Mir liegt der Gedanke fern, das sei gegen wärti g nicht 
der Fall. Aber ich will die Ermuti  gung aus sprechen, 
die etwas andere Verbindung zwischen sozialer Ge-
rechti gkeit und räumlicher Gerechti g keit, die ich ent-
wickelt habe, zum Leit gedanken raumplanerischer 
Überlegungen zu  machen. 

Das ist erst recht in einer Situati on der Fall, in der ins-
besondere in den großen Städten neuer Wohnraum 
geschaff en werden muss und die Unter bringung 
von Flüchtlingen und Migranten gruppen  neuen 
Handlungs bedarf auslöst. Die Integra ti on von Flücht-
lingen auch in dieser Hinsicht als  Chance und nicht 
als Bedrohung zu verstehen, ist eine  große gemein-
same Anstrengung wert. 

Aber nicht nur die ethnische und soziale Gruppen-
zugehörigkeit, sondern auch die Altersstruktur der 
Wohnbevölkerung ist ein Thema, das in einem Geist 
der Integrati on angegangen werden muss. Im einen wie 
im anderen Fall darf die Entwicklung zu ghett oarti gen 
Wohnsituati onen nicht als unabwendbar angesehen 
werden. Die Bildung von No-go-Areas und Parallelgesell-
schaft en darf nicht eintreten. Integrierte Lebensräume 
mit einer angemessenen Infrastruktur – dieser Maßstab 
muss für alle Teile großer wie kleinerer Städte gelten. 

Das ist nicht allein eine Aufgabe staatlicher „Daseins-
vorsorge“. Vielmehr müssen  staatliche Akteure, Wirt-
schaft sunternehmen, zivilgesellschaft liche Initi ati ven 
und Einzelne zusammenwirken, um zu einer angemes-
senen Weiterentwicklung der Lebens räume in ihren 
vier maßgeblichen  Sektoren beizu tragen: dem Wohnen 
und dem Wohn umfeld, dem öff entlichen Raum und sei-
nen Plätzen, dem Grün in den Städten und in ihrer Um-
welt und schließlich einer umweltschonenden, klima-
verträglichen und umweltf reundlichen Mobilität. 

Denn auch wenn ich mich heute auf den Gesichtspunkt 
der räumlichen Gerechti gkeit konzentriert habe, bleibt 
zu ergänzen, dass der Umgang mit dem Raum am Maß-
stab der Nachhalti gkeit mit derselben Intensität zu mes-
sen wie am Maßstab der Gerechti gkeit.  
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Neues aus den Landesgruppen

   LANDESGRUPPE   
             Baden-Württ emberg                                            Veranstaltung zum Thema „Ländlicher Raum“

Am 5. Mai fand die Mitgliederversammlung der DASL 
Landesgruppe Baden-Württ emberg in Wolfach im 
Schwarzwald statt . Diesmal stand der Schwerpunkt 
Denkmalschutz und Ortsbildpfl ege im ländlichen 
Raum im Fokus.

Der fachliche Einsti eg begann mit einer einstündigen 
Führung durch den Vogtsbauernhof durch dessen 
wissenschaft lichen Leiter Thomas Hafen. Er erläu-
terte die Geschichte dieses Freilichtmuseums, den 
Wandel der Erhaltungs- und Restaurierungskonzepte 
und die Pläne für eine Erweiterung. Diese sieht vor, 
auch die Anpassung der Bauernhausarchitektur an 
heuti ge Wohnbedürfnisse darzustellen. Beeindruckt 
war die Gruppe von der großen Resonanz, die das 
Museum bis hinein in die Schweiz und nach Frank-
reich hat. 

Im Anschluss wurde zur Rolle der Freilicht-Museen fü r 
den Denkmalschutz und die Erhaltung alter Hofgebäu-
de diskuti ert. Inhaltliche Grundlage hierfür bildeten drei 
Fachvorträge von Prof. Kersti n Gothe, KIT Karlsruhe und 
Petra Zeese, Stutt garter Stadtplanerin sowie von Hardy 
Happle, Architekt, der in Wolfach Konzepte für Bau-
denkmäler und historische Bauten im Schwarzwald und 
in Zürich im Dialog zwischen historischer Bausubstanz 
und den Bauherrnwünschen entwickelt. 

In den Beiträgen wurden sowohl auf planungsrechtli-
cher und städtebaulicher Ebene bis hin zur aktuellen Pla-
nungspraxis und dem Gebäudeentwurf Anforderungen, 
Hindernisse aber auch Potenziale für eine Baukultur im 
ländlichen Raum in Verbindung mit denkmalgeschütz-
ter Bausubstanz aufgezeigt. In der sich anschließenden 
Diskussion wurde der § 35 BauGB themati siert, der vom 
Grundsatz her als hilfreich, jedoch gleichzeiti g als novel-
lierungsbedü rft ig eingeschätzt wurde. 

Deutlich wurde auch, dass die Beratungsleistungen ei-
nen hohen Stellenwert einnehmen und oft  Vorausset-
zung für hochwerti ge Planungsergebnisse sind. Als wei-
teres Hemmnis wurde die Förderkulisse benannt, die 
ungeeignet ist, private Bauherren zu moti vieren. Not-
wendig sei auch eine entsprechende fachliche Vorberei-
tung der zukünft igen Planenden - nach wie vor liegt in 
der Ausbildung der Fokus auf den städti schen Ballungs-
räumen - zu wenig werden die spezifi schen Situati onen, 
Voraussetzungen und Anforderungen ländlicher Räume 
themati siert.

   LANDESGRUPPE   
            Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland                          Wohnen ohne Anmeldung

Die Landesgruppe setzt ihre Veranstaltungsreihe 
zur Migrati on fort. Die Tagung „Wohnen ohne An-
meldung“ wird sich mit Orten befassen, an denen 
Menschen wohnen und arbeiten, aber keinen Status 
der Anmeldung haben. Dieser fehlende Status hat 
gravierende Folgen für sie in Bezug auf Gesundheits-
versorgung, Zugang zu Bildung, Arbeitsmöglichkeiten 
und vieles andere mehr. Die deutsche und europäi-
sche Politi k werden zunehmend restrikti v gegenüber 
Menschen, die ein Auskommen und/oder Schutz in 
Europa suchen: Mehr Abschiebungen und soziale 
Ausgrenzung werden offi  ziell gefördert, Gefl üchtete 
und Asylsuchende werden unter Druck gesetzt, „frei-
willig“ in ihre Herkunft sländer zurückzukehren, was 
Unsicherheit und Verunsicherungen bei Gefl üchte-
ten nach sich zieht. All diese Tendenzen führen zu 
einer wachsenden Zahl von Menschen, die in prekä-
ren Situati onen oder ohne jeden Aufenthaltsti tel hier 
leben.

Zu der Tagung begrüßen Peter Cachola Schmal, Direk-
tor des DAM, und Jamila Adamou, Referatsleiterin, 
Hessische Landeszentrale für politi sche Bildung. Im 
Anschluss referieren Doris Peschke, Generalsekretä-
rin der Churches Commission for Migrants in Europe, 
Brüssel zum Thema „Restrikti ve Regulierung führt zu 
mehr Irregularität“ und Carla Calado, Aga-Khan-Sti f-
tung Portugal zu „Ways to cope with irregularity – Eu-
ropean models / ‚Living without registrati on‘ – Paths 
into legality (in englisch).

Dazwischen präsenti ert Andreas Lipsch Fallbeispiele aus 
Frankfurt/Rhein-Main unter dem Titel „Menschen und 
Orte – Wohnen ohne Anmeldung“ per Video-Portraits.

Am Nachmitt ag geht es in durch die Veranstaltungspart-
ner geführte Arbeitsgruppen, in denen verschiedene 
prakti sche Fragenstellungen zu Stadtentwicklung, Woh-
nen, Bürgerengagement, politi schen Modelle und deren 
Folgeabschätzung bearbeitet werden. Die Tagungsmo-
derati on übernimmt Anna Scheuermann, die Kuratorin 
der Ausstellung „Making Heimat“.

Der deutsche Beitrag zur letztjährigen Biennale in Ve-
nedig kehrt zu seinen Machern ins Deutsche Architek-
turmuseum in Frankfurt am Main zurück. Mit einem 
Symposium am 03.03. mit dem Titel „Social Scale“ wird 
die Ausstellung eröff net, die noch bis zum 10.09.2017 
dauert. Laut Website des DAM „wird mit aktualisierten 
und erweiterten Themenfeldern sowie der Dokumenta-
ti on und Rezension des Deutschen Pavillons in Venedig 
auf zwei Geschossen im DAM präsenti ert. Die Ausstel-
lung reagiert darauf, dass im Jahr 2015 die deutschen 
Grenzen für rund eine Million Flüchtlinge off en gehalten 
wurden und fordert dazu auf, über Deutschland als off e-
nes Einwanderungsland nachzudenken. In enger Zusam-
menarbeit mit Doug Saunders wurden acht Thesen zur 
„Arrival City“ erarbeitet, die einen Perspekti vwechsel 
auf Einwandererviertel anstreben. Diese werden meist 
als „Problemviertel“ bezeichnet, bieten ihren Bewoh-
nern und Neuankömmlingen aber die wichti gsten Vor-
aussetzungen einer gelungenen Ankunft  und Integrati -
on. (…).“

Diese Tagung der Landesgruppe ist die dritt e öff entliche 
Veranstaltung in der Reihe  „Wohnen in der Migrati ons-
gesellschaft “. Damit wird ein Ausblick auf die DASL Jah-
restagung im September 2018 in Mainz gegeben. Sie 
wird das Thema „Migrati on als Alltag“ haben und da-
bei die aktuellen Herausforderungen an die Planung vor 
dem Hintergrund der Migrati on als Teil des kulturellen 
europäischen Erbes beleuchten.

weitere Informati onen unter www.hrps.dasl.de
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   LANDESGRUPPE   
               Mitt eldeutschland                                                     Kernige Altmark - aus weniger kann mehr werden!

DASL  Landesgruppen

Im Norden Sachsen-Anhalts befi ndet sich eine sehr 
alte deutsche Kulturlandschaft  – die Altmark, auch 
als Wiege Preußens bekannt. Diese Region, die aus 
dem Altmarkkreis Salzwedel (2.292 km²) und dem 
Landkreis Stendal (2.423 km²) besteht, bedeckt eine 
Gesamtf läche von 4.715  km². Der Siedlungsraum der 
Altmark ist von einer sehr dispersen Siedlungsstruk-
tur geprägt. Hier leben per 31.12.2010 insgesamt 
211.411 Einwohner, die sich auf 540 Ortslagen ver-
teilen. In 179 dieser Orte wohnen momentan weni-
ger als 100 Menschen, 426 Orte und damit 80 % aller 
Ortslagen haben weniger als 300 Einwohner. Dabei 
konzentrieren sich mehr als die Hälft e aller Bewoh-
ner in nur 15 Städten. 

Die Hansestadt Stendal ist mit ca. 35 TEW (ohne Ein-
gemeindungen) die größte Stadt der Altmark, von der 
Landesplanung als Mitt elzentrum mit Teilfunkti on ei-
nes Oberzentrums (MZ/OZ) ausgewiesen. An zweiter 
Stelle folgt die Hansestadt Salzwedel mit ca. 20 TEW 
in der Funkti on eines Mitt elzentrums (MZ). Es folgen 
die Hansestadt Gardelegen als Grundzentrum mit 
einer Teilfunkti on als Mitt elzentrum (GZ/MZ) ca.11 
TEW, die Hansestadt Tangermünde (GZ) ca. 9,3 TEW, 
die Hansestadt Havelberg (GZ/MZ) ca. 7,2 TEW, die 
Hansestadt Osterburg (GZ/MZ) ca. 6,8 TEW, Tanger-
hütt e (GZ) ca. 5,6 TEW, Klötze (GZ) ca. 5,1 TEW, die 
Hansestadt Seehausen (GZ) ca. 5,0 TEW, Kalbe (GZ) 
ca. 4,1 TEW, Bismark (GZ) ca. 3,1 TEW, Arendsee (GZ) 
ca. 2,8 TEW, Arneburg (GZ) ca. 1,6 TEW, Sandau ca. 
1,0 TEW und die Hansestadt Werben mit ca. 0,8 TEW. 

Diese 15 Städte stellen mit 44.750 Arbeitsplätzen (2007) 
insgesamt 73 % aller Arbeitsplätze der Altmark bereit 
und ziehen damit ca. 27.000 Einpendler aus dem Um-
land an. 

Der Besucher trifft   hier auf eine sehr sti lle, beeindru-
ckende Landschaft  mit einer mehr als tausendjährigen 
Siedlungsgeschichte, die in ihrer bewahrten Ursprüng-
lichkeit mit dem Fahrrad, auf dem Pferderücken oder 
auf Schusters Rappen erlebt werden sollte. An jeder 
Stelle spürt man hier den Reichtum an kulturhistorisch 
wertvoller Bausubstanz und landschaft licher Idylle. „In 
kaum einer anderen Gegend lässt sich die kultur- und 
kunstgeschichtliche Entwicklung seit dem Mitt elalter 
noch so gut erkennen, ist so viel historische Bausubstanz 
erhalten wie in der Altmark“ – so beschrieb Tilmann von 
Stockhausen vor gut 10 Jahren in der „KUNSTCHRO-
NIK“ die Region. In der Altmark fi ndet man bspw. ca. 
400 Dorfk irchen mit einem Anteil von etwa 50 % roma-
nischen Ursprungs – eine europaweit einmalige Dich-
te, Klein- und Mitt elstädte mit wertvollen historischen 
Stadtkernen, die von prachtvollen Stadtkirchen, Stadt-
toren und einer Prise Backsteingoti k dominiert werden, 
viele historisch authenti sche Dorfstrukturen, herrliche 
Guts- oder Herrenhäuser oder auch mal eine liebevoll 
restaurierte Bockwindmühle.

Immerhin 11 der 15 Städte besitzen einen histori-
schen Stadtkern mit besonderer Denkmalbedeutung in 
Deutschland. Tangermünde, oft  auch das Rothenburg 
an der Elbe genannt, Salzwedel, Havelberg, Stendal, 
Gardelegen, Seehausen, Osterburg und nicht zuletzt die 
kleinen Vertreter wie Werben oder auch Arneburg, Kal-
be und Arendsee sind für den bauhistorisch Interessier-
ten besti mmt keine unbekannten Namen. Wer sich mit 
der Hanse beschäft igt, fi ndet hier acht Hansestädte in 
einer auch europaweit einmalig dichten Konzentrati on 
wieder, die zur damaligen Zeit in voller Blüte standen. 

Für den Raumplaner gehört die Altmark zu den sehr 
peripheren ländlichen strukturschwachen Räumen 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland. Die Wachs-
tumsimpulse der umliegenden Metropolregionen Ham-

burg, Hannover oder Berlin reichen eben nicht bis in 
diesen Raum. Der von örtlichen Akteuren geprägte 
Begriff  der peripheren Mitt e verkörpert dieses Di-
lemma der räumlichen Lage.“ (Dirk Michaelis in 
„Demographische Spuren des ostdeutschen Trans-
formati onsprozesses - 20 Jahre deutsche Einheit“ 
herausgegeben vom BBSR Dezember 2011).

Diese Aussagen treff en auch heute noch zu, ob-
wohl sich vieles entwickelt und auch verbessert hat. 
Die Grundprobleme sind aber geblieben: Die Lage 
im Raum, die anhaltende (teilweise langsamere) 
Schrumpfung und die sehr kleinteiligen Strukturen. 
Aber vielleicht sind das auch die Chancen, die es zu 
ergreifen gilt und die viele „Macher“ nutzen.

K  ompakte und vitale Stadt- und Ortskerne
E  ffi  ziente Infrastrukturen
R  egionale Wertschöpfung
N  achhalti ges Handeln
I    ntegrierte Konzepte
G  leiche Chancen
E  ngagierte Menschen

Konkret stellt sich die Situati on so dar:
• 80% aller 540 Orte haben weniger als 300 Einw. 
• In 15 (Klein)Städten leben 58% der 2014 knapp 

115.000 Einwohner. 
• Siedlungsdichte 2014: 625 Einw./qkm. 
• Stati onäre Nahversorgung noch in 15 größeren 

Dörfern/Kleinstädten vorhanden. 
• Hausarztversorgung knapp 60, d.h. 55-60 pro 

100.000 Einwohner. 
• 15 Kleinstädte bieten knapp 45.000 Arbeitsplät-

ze (73% aller Arbeitsplätze). 
• 474 km Kreisstrassen, davon 50% mit Sanie-

rungsbedarf, Kosten ca. 150 Mio €, jährlich zur 
Verfügung stehende Mitt el 1,3-1,4 Mio €. 

• 48 Brücken, davon 23 mit Neubauempfehlung, 
besonderes Problem bei Sackgassendörfern. 

• Netzinfrastruktur zu starr und zu teuer. 
• Erreichbarkeit der nächsten Autobahn erst nach 

über 60 Minuten. 

Diese Aufzählung ließe sich sicherlich mit weiteren Wer-
ten fortsetzen, aber das führt zu keinen neuen Erkennt-
nissen. Vielmehr würde es nur noch mehr nahelegen, 
den Kopf in den Sand zu stecken und abzuwarten oder 
wegzuziehen.

Das tun aber viele nicht. Die „machen“ etwas, was zu 
überraschenden und vielversprechenden Ergebnissen 
führt. Dies macht auch deutlich, überall geht etwas und 
überall gibt es Leute, die nicht aufgeben, sondern anpa-
cken.

Tangermünde

Die Landesgruppe Mitt eldeutschland hat auf ihrer Som-
merreise 2017 solche Beispiele besucht und bestaunt.

Begonnen hat die Reise mit der Besichti gung der Han-
sestadt Tangermünde, sicherlich eine der Perlen der 
Altmark, schön gelegen über dem Zusammenfl uss von 
Tanger und Elbe mit einem Schlosshotel und einer le-
bendigen Altstadt. Der Schlosshotelbetreiber ist ein 
lokaler Akteur und keine Hotelkett e. Es gibt weitere 
örtliche Hotels und Gaststätt en, die Absicht, eigenes 
Bier zu brauen in einer der Gaststätt en usw.. Der Ort 
hat es geschafft   und ist sicherlich eines der Topziele am 
Elberadweg.

Neues aus den Landesgruppen

Altstadt in Salzwedel
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Hansestadt Havelberg: 
Ebenfalls schön an einem Zusammenfl uss zwei-
er Flüsse gelegen, der Havel und der Elbe. Ein sehr 
schöner Dom hoch über der Altstadt, die sich auf ei-
ner Art Insel befi ndet. Aber im Gegensatz  zu Tanger-
münde ist die Altstadt eher mit Problemen gesegnet 
als mit pulsierendem Leben. Der Schwerpunkt des 
Lebens liegt in der Neustadt neben dem Dom. 

Der sehr engagierte Bürgermeister Bernd Poloski  
führt gezielt zu den Problempunkten in der Altstadt, 
aus der Diskussion wird deutlich, wo die konkreten 
Probleme liegen:

• schlechte Verkehrsanbindung (50 km zur nächs-
ten Autobahn),

• keine größere Gewerbeansiedlung, 
• schlechte Finanzausstatt ung, seit 2003 in der 

Finanzkonsolidierung, weswegen der Hebesatz 
zwangsweise 50 Punkte über Landesdurchschnitt  
zu liegen hat,

• Finanzausstatt ung richtet sich starr nach der Ein-
wohnerzahl und nicht nach der Funkti on der Ge-
meinde im Raum, 

• Fördermitt elbesti mmungen sind nicht passfähig, 
• Denkmalstandards in Sachsen-Anhalt sind zwar 

fl exibel, aber das kommt oft  unten nicht an. 

Es stellen sich  grundsätzliche Fragen wie:
• Ist Schrumpfung in Städten und Dörfern über-

haupt schlecht? 
• Ist/wird Schrumpfung nicht der Normalfall? 
• Sollen vor diesem Hintergrund überhaupt noch 

neue  Einfamilienhausgebiete (zu Lasten des Be-
standes) ausgewiesen werden? 

• Wann ist es genug? 

Aber es gibt in Havelberg auch die Kiebitzberg Grup-
pe, gegründet von zwei Visionären, die heute Schiff - 
und Metallbau machen, Möbel herstellen, Holz- und 
Mineralstoff e verarbeiten und auch noch ein Hotel 
betreiben. Alles mit Erfolg und alles in Havelberg.

Die nächste Stati on ist die kleinste der Hansestädte: 
Werben, direkt an der Elbe, ein gut erhaltenes Runddorf 
mit 800 Einwohnern. Man sieht viele frisch renovierten 
Häuser, es gibt Kulturangebote, Veranstaltungen, eine 
große Kirche, aber auch Frust über die vielen Wochen-
endnutzer aus Berlin. Diese erhalten die Häuser, nutzen 
sie aber nur im Sommer am Wochenende, während die 
Einheimischen ... Die beiden Welten haben noch nicht 
zusammengefunden.

Danach noch die beiden Hansestädte Seehausen und 
Osterburg: Erhaltene Tore und Ortskerne, ruinöse 
Häuser, Leerstand, aber auch renovierte Kleinode, 
wenig Leben.

Überraschung 1: 
In Seehausen gibt es die Fleischerei Wohlfahrt, die 
sich auf Bioprodukte aus der Region, beste Qualität 
und kreati ve Ideen spezialisiert hat und damit auch 
über die Altmark hinaus Erfolg hat. 

Überraschung 2: 
Das Kavaliershaus Krumke im historischen 
Schlosspark Krumke. Hier gibt es ein Kulturcafé und 
Weinbistro mit einem Kulturprogramm und Angebot, 
das man in der Regel in einer Großstadt fi ndet.

Fazit: 
Die Altmark schrumpft , sie wird bis auf weiteres wei-
ter schrumpfen, aber es werden immer Leute dort le-
ben. Sie wird nicht total leer werden. Es wird immer 
Leute geben, die wie aus dem Nichts etwas auf die 
Beine stellen, auch ohne eine nahe Großstadt.

Werben

Seehausen Orangerie Krumke (Privatnutzung)

Hinweis: 
Nicht nur die ziti erte Stelle, sondern auch die aufgeführ-
ten Zahlen sind von Dirk Michaelis, dem Leiter des Bau-
ordnungs-/Kreisplanungsamtes im Landkreis Stendal.

Am ersten Abend im Hotel hielt Prof. Dr. Harald Kegler 
auf Grundlage  seiner aktuellen Forschungsarbeiten und 
seiner letzten Veröff entlichungen einen Vortrag zum 
Thema Landesplanung in Mitt eldeutschland vor 90 Jah-
ren und die zwei (verborgenen) Quellen heuti ger Raum-
ordnung.  Auf die Inhalte soll  hier nicht näher eingegan-
gen werden, hierzu wird auf die Veröff entlichungen von 
Harald Kegler verwiesen. 

Aber ein Aspekt, der klar herausgearbeitet wurde, soll 
nicht unerwähnt bleiben. Die wegweisenden Pläne aus 
den 1920er Jahren ließen sich, sowohl was die Planide-
en  als auch was die Planverfasser angeht, problemlos in 
die Ideologie des „Volkes ohne Raum“ integrieren. Dies 
sollte uns Planern und Planerinnen bei all unseren Vor-
schlägen, auch zur Altmark, zu denken geben.

Beitrag von
Reinhard Wölpert

Geschäft sführer Landesgruppe Mitt eldeutschland

Fortsetzung ...                                                              Kernige Altmark - aus weniger kann mehr werden!
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Unsere Fortbildungsinsti tute
Insti tut für Städtebau Berlin und
Insti tut für Städtebau und Wohnungswesen München stellen sich vor

Insti tut
für Städtebau
und Wohnungswesen

Schwanthalerstraße 22
80336 München

Fon 089 54 27 06-0
Fax 089 54 27 06-23
offi  ce@isw.de
www.isw-isb.de

Insti tut
für Städtebau Berlin 

Schicklerstraße 5 – 7
10179 Berlin

Fon 030 2308 22-0
Fax 030 2308 22-22
info@staedtebau-berlin.de
www.isw-isb.de

Insti tute der 
Deutschen Akademie 
für Städtebau und 
Landesplanung

Städtebau /
Wohnungswesen 
Städtebauförderung,
Projektentwicklung,
Wohnungsbau,
Denkmalschutz

Raumordnung
Landesplanung,
Regionalplanung,
Raumentwicklung

Stadtentwicklung / Handel 
Stadtplanung,
Wirtschaftsförderung,
Einzelhandel,
Planungsmanagement,
Bürgerbeteiligung

Klima- / Umweltschutz
Naturschutz,
Flächensparen,
Immissionsschutz,
Lärmschutz,
Energie

Bodenordnung / 
Wertermittlung
Vermessung,
Grundstücks- und 
Immobilienbewertung,
Baulandbereitstellung

Mobilität /  Infrastruktur

Baurecht /  Planungsrecht
Bauleitplanung,
Städtebauliche Verträge,
Zulässigkeit von Vorhaben

ISB Aktuell

DASL VeranstaltungenDASL VeranstaltungenFortbildungsinsti tute ISB/ISW ISB AKtuell

Als Fortbildungsinsti tute der Deutschen Akademie für 
Städtebau und Landesplanung (DASL) führen wir seit 
1960 Fachtagungen, Fachseminare, Workshops und 
Exkursionen durch. Unser Themenspektrum umfasst 
Fragen des Städtebaus, der Stadtentwicklung, der 
Stadt- und Regionalplanung sowie der einschlägigen 
Rechtsgebiete. Wichti ge Einzelthemen werden aus 
verschiedenen Blickwinkeln integrati v und in ihren 
Wechselwirkungen betrachtet. 

Die Fortbildungsangebote werden von den entspre-
chenden Architektenkammern anerkannt. Im Zuge 
der Reform des technischen Referendariats werden 
ab Herbst 2017 je ein fünfwöchiges „Interdisziplinä-
res Fachforum“ für Referendare aller Fachrichtungen 
sowie ein vier-wöchiges, verti efendes  „Fachseminar 
Städtebau“ angeboten. 

Das Interdisziplinäre Fachforum und das Fachseminar Städtebau am ISB Berlin

Das Insti tut für Städtebau Berlin führt das Interdiszi-
plinäre Fachforum sowie das Fachseminar Städtebau 
(vorm. Referendarlehrgänge) durch. Das Interdiszi-
plinäre Fachforum wird jährlich im Frühjahr und im 
Herbst für eine Teilnehmerzahl von 30 bis 50 Refe-
rendaren/innen angeboten.

Zur Vermitt lung von städtebaulicher Kompetenz wird 
im Vorfeld ein vierwöchiges Fachseminar Städtebau 
durchgeführt. Dieses Fachseminar Städtebau steht 
auch für externe Teilnehmer off en und ist separat 
buchbar. Für den Herbst 2017 sind beide Veranstal-
tungen sehr gut angenommen worden und bereits 
voll belegt. 

Die Hauptaufgabe besteht darin, die fachliche Kom-
petenz der Referendarinnen und Referendare des 
höheren technischen Verwaltungsdienstes durch 
Übungen, Vorträge, Besichti gungen und Fachgesprä-
che mit Prakti kern zu festi gen und interdisziplinäre 
Kenntnisse zu vermitt eln. 

Ziel ist, Managementf ähigkeit und Personalführungs-
kompetenz zu festi gen. Dabei wird großer Wert auf 
die interdisziplinäre Zusammenarbeit aller Fach-
richtungen und den überregionalen Austausch ge-
legt. Neben den Fachvorträgen sind es vor allem die 
Übungen, die das gegenseiti ge Verständnis für Denk- 
und Vorgehensweisen der unterschiedlichen Fach-
richtungen untereinander fördern. 

Termine
2017
04.09.-29.09.17 Fachlehrgang Städtebau 
04.10.-03.11.17 Interdisziplinäres Fachforum 

2018
01.03.-29.03.18 Fachlehrgang Städtebau
03.04.-04.05.18 Interdisziplinäres Fachforum
03.09.-28.09.18 Fachlehrgang Städtebau
01.10.-02.11.18 Interdisziplinäres Fachforum 

2019 (unter Vorbehalt)
04.03.-30.03.19 Fachlehrgang Städtebau
01.04.-03.05.19 Interdisziplinäres Fachforum
02.09.-30.09.19 Fachlehrgang Städtebau
01.10.-01.11.19 Interdisziplinäres Fachforum

Ansprechpartner 
Für fachliche Fragen wenden Sie sich bitt e an 
Dipl.-Ing. Andreas C. Eickermann 
E-Mail: eickermann@staedtebau-berlin.de 
oder telefonisch unter 030 2308 22-15. 

Organisatorische Auskünft e erhalten Sie unter 
info@staedtebau-berlin.de 
oder telefonisch unter 030 2308 22-0. 

Praxisübung in Berlin 

BauGB-Novelle 2017: Im Zusammenhang mit der 
Novellierung des BauGB in 2017 bieten wir aktuell 
bundesweit Veranstaltungen an, die die praxis-
relevanten Inhalte in verschiedenen Kontexten 
behandeln. Bitt e entnehmen Sie die Termine der 
Veranstaltungsübersicht. 
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Südafrika hat sich zu einem der wirtschaft lich stärks-
ten Länder des afrikanischen Konti nents entwickelt. 
Mit der Fußballweltmeisterschaft  2010 wurde das 
Land in den internati onalen Fokus gerückt. Zugleich 
wurden eine Vielzahl von Bau- und Infrastrukturvor-
haben realisiert, häufi g mit Beteiligung deutscher 
Planer und Architekten. Das FNB-Stadion in Johan-
nesburg (Schlaich u. a.) wurde als Austragungsort 
des Eröff nungs- und des Finalspiels ausgewählt. 

Die Halbfi nalspiele fanden in Kapstadt und Durban 
(Stadien von gmp) statt . Die WM-Stadien verzau-
bern durch eine beeindruckende Verbindung zwi-
schen High-Tech und afrikanischer Kultur. Im August 
2014 fand in Durban der Internati onale Architektur 
Kongress (UIA) statt , in dessen Kontext eine Reihe 
von interessanten städtebaulichen Projekten und 
Gebäuden Südafrikas vorgestellt wurden. 

Die beiden Studienreisen im April 2016/2017
haben diese Rahmensetzungen aufgenommen und 
mit Exkursionen zu städtebaulich interessanten Fall-
beispielen, bedeutenden Bauprojekten sowie mit 
Fachvorträgen und Expertengesprächen in den Stadt-
verwaltungen, Universitäten und Planungsbüros wei-
ter untersetzt. Themati sche Schwerpunkte der Studi-
enreise waren: Nachhalti ger Städtebau, Architektur, 
Wohnungsbau und Wohnungspoliti k, Sanierung in-
nerstädti scher Baugebiete, Energie/Umweltschutz 
und Stadtverkehr. Einige ausgewählte Themen sollen 
hier kurz erläutert werden.

Bauwirtschaft  nach der Fußball-WM 2010

Aufgrund von Projekten, die im Zusammenhang mit der 
Fußballweltmeisterschaft  2010 standen, hatt e es in der 
Vergangenheit teilweise zweistellige Steigerungsraten in 
der Bauwirtschaft  des Landes gegeben. Der Bausektor 
wurde dadurch stark aufgebläht. Etliche neue Bauunter-
nehmen entstanden. In den letzten fünf Jahren gab es in 
Südafrika jedoch fast keine neuen Großauft räge mehr. 
Die Wett bewerbssituati on hat sich deutlich verschärft . 
Insbesondere die großen Baufi rmen verzeichneten laut 
2016 veröff entlichten Berichten Umsatzeinbußen. 

Die Auft ragsbücher für die kommenden Jahre sind nur 
unzureichend gefüllt. Eine der größten südafrikanischen 
Baufi rmen zieht sich gegenwärti g aus dem lokalen Markt 
zurück und will sich auf Bauleistungen für den weltwei-
ten Rohstoff sektor konzentrieren. Der Bausektor ent-
wickelt sich mit 2 % im Jahr 2015 sowie 1,6 % in 2016 
weiter schwach. Dennoch steht Südafrikas Bauindustrie 
in der allgemeinen wirtschaft lichen Flaute am Kap ver-
gleichsweise gut da und ist eine der wenigen Wachs-
tumsstützen des Landes.

Wohnungsbau für untere und mitt lere Einkommens-
schichten

Ein Großteil der Bevölkerung lebt weiterhin in den von 
der Apartheid geprägten Townships, die sich häufi g 
unweit der Hauptverkehrsachsen der großen Städte be-
fi nden. Diese Siedlungen sind zudem Hauptzufl uchtsor-
te für Migranten aus den Nachbarländern Südafrikas.

Bevölkerungswachstum und Migrati on erhöhen den 
Druck auf die Regierung, zeitgemäße Wohnbedin-
gungen für die unteren Einkommensschichten zu 
schaff en. Der Bedarf in diesem Wohnungsbauseg-
ment wird auf ca. 2,1 Mio. WE beziff ert. Das Depart-
ment of Human Sett lements plant mit 101 Public-Pri-
vate-Partnership Projekten (PPP) eine Großoff ensive, 
um diesen Rückstand zu beseiti gen. 

Die geplanten Megasiedlungen bestehen wie Savan-
nah City südlich von Johannesburg meist aus zehn-
tausenden Einheiten. Es werden zudem riesige Mi-
xed-Use Developments aus der Taufe gehoben, die 
neben verdichtetem Wohnraum auf eine Mischung 
aus Angeboten für Arbeit und Einkaufen sowie sozi-
alen und kulturellen Einrichtungen setzen. Bei vielen 
Vorhaben werden Wohnkomplexe mit einer Mall oder 
einem Offi  cepark verbunden. Es sollen funkti onie-
rende urbane Stadträume entstehen, die auch über 
einen integrierten öff entlichen Nahverkehr verfügen. 

Private Entwickler interessieren sich verstärkt für 
Wohnungsangebote für die mitt leren Einkommens-
gruppen. Da die Mitt elschicht weiter zunimmt, be-
steht für dieses Marktsegment eine große Nachfra-
ge, die in den letzten Jahren jedoch kaum bedient 
wurde. Ein neues Konsorti um will rund 10 Mrd.R in 
neue Mitt elschicht-Wohnungen investi eren. In den 
Innenstädten werden in diesem Kontext auch ver-
stärkt leerstehende Bürogebäude in Wohnraum um-
gewandelt.

Sanierung und Nachverdichtung innerstädti scher 
Baugebiete 

Die Innenbereiche südafrikanischer Großstädte ha-
ben sich in den letzten Jahrzehnten von boomen-
den Wohn- und Geschäft szentren oft  zu städte-
baulich schwierigen Stadtgebieten und sozialen 
Brennpunkten entwickelt. Die Innenstadt von Johan-
nesburg, insbesondere der Stadtt eil Hillbrow, das ehe-
malige Geschäft szentrum der Stadt, ist geradezu zum 
Synonym für den wirtschaft lichen und sozialen Nieder-
gang geworden.

Nach dem Bau neuer Geschäft szentren am Rand der 
Städte - städtebaulich oft  kaum zu unterscheiden von 
internati onalen Vorbildern - bemühen sich die Kom-
munen seit einiger Zeit um die Revitalisierung der In-
nenstädte. So wurden in Durban viele alte Art Deco 
Gebäude in der Innenstadt saniert, der alte Bahnhof 
in ein Geschäft szentrum umgewandelt und breite, 
gut gestaltete Uferzonen zwischen City und dem neu-
en Fußballstadion angelegt. In Kapstadt soll nach dem 
Umbau der Hafenbereiche (Victoria & Alfred Water-
front, heute ein Touristenmagnet) eine völlig neue 
Uferskyline mit einer Mischung aus Dienstleistungs- und 
Verwaltungsgebäuden entstehen (Future Cape Town). 
In den heruntergekommenen Innenstädten von Jo-
hannesburg und Pretoria werden bereits leerstehende 
Bürogebäude erfolgreich im Sinne gemischter Stadt-
quarti ere umgewidmet und sorgen für eine lebendige 
Stadterneuerung. 

Moses-Mabhida-Stadion in Durban (Architekten: gmp) Sozialer Wohnungsbau in JohannesburgDie Fachgruppe bei einer Baustellenbesichti gung Saniertes Wohnhaus im Malay – Quarter in Kapstadt

Städtebauliche Studienreise Südafrika 
April 2016/2017
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Ausblick

Südafrika wird noch geraume Zeit brauchen, um die Fol-
gen der Apartheid zu überwinden. Die erheblichen Roh-
stoff ressourcen des Landes und eine entwickelte Wirt-
schaft  sind dafür eine gute Basis. Der in 2016 geplante 
weitere Ausbau der Entwicklungszusammenarbeit mit 
Südafrika, insbesondere in den Bereichen Grüne Wirt-
schaft , erneuerbare Energien und Umweltschutz kann 
hier einen Beitrag leisten. 

Eine Reihe von Kommunen (u.a. Kapstadt, Durban, 
Johannesburg) entwirft  gegenwärti g umfassende 
Nachverdichtungskonzepte (i.d.R. Mixed-Use), um 
integrierte Stadtstrukturen zu schaff en und Wohnungs-
engpässe zu beseiti gen. Es entsteht eine erhebliche 
Nachfrage nach integrierter Stadtentwicklungsplanung 
mit Einbeziehung von öff entlichem Nahverkehr sowie 
sozialer und technischer Infrastruktur. Erfahrungen aus 
europäischen Städten sind hier sicher willkommen. 

Dipl.-Ing. Harald Güther, Wissenschaft licher Referent, 
Insti tut für Städtebau Berlin 

Viertel wie Maboneng ziehen junge Menschen zu-
rück in die lange als No-go-Area gefürchtete Johan-
nesburger Innenstadt. Umfassende Nachverdich-
tungskonzepte sind in Kapstadt in Planung. So sollen 
entlang wichti ger Verkehrsmagistralen durch städte-
bauliche Verdichtung urbane, gemischte Stadtquar-
ti ere entstehen. Entlang dieser „Corridors“ wird auf 
Mixed-Use Konzepte gesetzt, d. h. eine integrierte 
Stadtentwicklungsplanung mit Einbeziehung von öf-
fentlichem Nahverkehr. 

Durban will mit dem Verkehrskonzept GoDurban 
Stadtentwicklungsprojekte für Verdichtung und Mi-
schnutzung anstoßen. Auch Kapstadt hat eine Densi-
fi cati on Policy aufgelegt. 
 
Stadtverkehr

Der Modal split wird in den Großstädten weiter vom 
Autoverkehr besti mmt. In Kapstadt erfolgen 48 %  aller 
Ortsveränderungen mit dem Pkw,  21  %  zu Fuß,  20  % mit 
Minibus bzw. Taxi und 11 %  mit der Bahn (CITP 2015). 

Die Fußball-WM 2010 gab jedoch den Anstoß für 
eine Vielzahl von Projekten zur Verbesserung der 
Verkehrsinfrastruktur in südafrikanischen Städten. 
Schwerpunkt war der Ausbau des öff entlichen Nah-
verkehrs in den Austragungsorten der WM. In 2009 
startete in Johannesburg das Rea Vaya Bus Ra-
pid-System, das bis 2050 80 % der Stadt verkehrlich 
abdecken soll. Zudem soll das inzwischen gut funk-
ti onierende Schnellbahnsystem ‚Gautrain‘, das die 
Innenstadt mit dem Airport verbindet, auf 200 km 
Schienenstrecke erweitert werden. 

Auch Durban und Kapstadt wollen die mit der WM 
entstandenen ÖV-Systeme erweitern. Das integrier-
te Verkehrskonzept GoDurban startete 2014 mit 22 
Mrd. Rand. Vorgesehen ist der Bau von acht Schnell-
busstrecken mit einer Länge von 190 km. In Kapstadt 
ist seit der WM das Bussystem MyCiti  in Betrieb, das 
teilweise auf eigener Spur verkehrt und gegenwär-
ti g von zwei auf 15 Linien erweitert wird. Moderne 
Schnellbussysteme entstehen auch in Bloomfontain, 
Rustenburg, Port Elisabeth und Nelspruit.

Als Metropole und Motor in einer der wirtschaft s-
stärksten und bevölkerungsreichsten Regionen 
Deutschlands stehen in Köln die Zukunft sprognosen 
auf Wachstum. Die Stadt Köln begegnet dem Wachs-
tum bereits seit einigen Jahren mit diversen Projek-
ten auf unterschiedlichen Maßstabsebenen. 

Einen Schwerpunkt hierbei stellt sicherlich die 
Neuentwicklung von ehemaligen Industrie- und 
Hafenfl ächen dar, die als neue Quarti ere zuneh-
mend in die Stadt integriert werden. Die Besich-
ti gung der Konversionsgebiete und Erläuterung 
der Planungsvorhaben, stellte dementsprechend 
einen Hauptbestandteil der Fachexkursion dar.

Die Teilnehmer/innen wurden vor Ort über die 
Konversionsvorhaben informiert und hatt en die 
Chance unter fachkundiger Führung die Standorte 
Clouth-Quarti er, Deutzer Hafen und Mülheimer Sü-
den/Hafen sowie den Rheinauhafen zu besichti gen. 
Während sich die Besichti gung im Deutzer Hafen 
und im Mühlheimer Süden insbesondere auf die be-
stehenden gewerblich-industriellen Gebäude und 
Flächen konzentrierte, sind auf dem Clouth-Gelände 
bereits mehrere Bauabschnitt e realisiert. 

Der Rheinauhafen wurde als bereits realisiertes Pro-
jekt mit den bekannten Kranhäusern ebenfalls be-
sichti gt.

Darüber hinaus wurden im Rahmen eines Innenstadt-
spazierganges stadthistorische Gegebenheiten und ak-
tuelle städtebauliche Projekte und Entwicklungen in der 
Kölner Innenstadt erläutert. 

Zu nennen sind hier u.a. die Rheinpromenade in Köln 
Deutz, die Via Culturalis, die Sanierung der städti schen 
Bühnen am Off enbachplatz und das Gerling-Quarti er im 
Friesenviertel. Fachvorträge zur strategischen Stadtent-
wicklungsplanung, verschiedene Projekte der Grün- und 
Freiraumplanung sowie ein Besuch mit fachlichem Aus-
tausch im Architekturbüro Astoc Architects and Plan-
ners GmbH, waren ebenfalls Bestandteil der zweitägi-
gen Exkursion.

Die Fachexkursion wurde durch Vorträge und Führun-
gen von leitenden Mitarbeitern der Stadt Köln begleitet: 
Dipl.-Ing. Arch. Anne-Luise Müller, Dipl.-Ing. Brigitt e Sc-
holz, Dipl.-Ing. Harald Dietrichkeit und Dipl.-Ing. Bernd 
Streitberger, Dipl.-Ing. Ingo Kanehl Partner im Büro As-
toc Architects and Planners GmbH, Dipl.-Ing. Friedhelm 
Körner und Dipl.-Ing Bernd Dallmayer von Moderne 
Stadt GmbH und Lukas Stahl von der Hamacher Immo-
biliengruppe unterstützt.

Rundgang im Gerling-Quarti er Besichti gung im Entwicklungsgebiet Deutzer Hafen

ISW Aktuell
ISW vor Ort in Köln – Konversion, Qualifi zierung und Stadtgeschichte
ISW-Fachexkursion am 19./20.05.2017 in Köln
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Die Einzelhandelslandschaft  hat sich in den letz-
ten Jahren in struktureller und räumlicher Hin-
sicht stark verändert. Während die Innenstädte 
der Groß- und Metropolstädte einen regelrechten 
Boom erleben, haben Klein- und Mitt elstädte häu-
fi g das Nachsehen. Leerstehende Ladenlokale, 
rückläufi ge Passantenfrequenzen sowie Moderni-
sierungsrückstände im baulichen Bestand sind als 
Folgen bereits vielerorts im Stadtbild sichtbar.

Welche Entwicklungspotenziale bestehen für die In-
nenstädte von Klein- und Mitt elstädten und welche 
Möglichkeiten haben vor diesem Hintergrund Kom-
mune, lokale Wirtschaft  und die Stadtgesellschaft  
diese zu nutzen und die Innenstadt als zentralen und 
lebendigen Mitt elpunkt der Stadt zu sichern und neu 
zu beleben?

Diesen und weiteren Fragen haben sich Dr. Dona-
to Acocella, Inhaber des Planungsbüros Dr. Donato 
Acocella, Stadt- und Regionalentwicklung, Dr. Olaf 
Heinrich, Erster Bürgermeister der Stadt Freyung, 
Jens Imorde, Geschäft sführer der Imorde Projekt- 
und Kulturberatung GmbH, Reiner Nagel, Vorstands-
vorsitzender der Bundessti ft ung Baukultur und Chris-
ti an Kuhlmann, Baubürgermeister der Stadt Biberach 
an der Riß im Rahmen der Fachtagung „Vitale Zen-
tren in Klein- und Mitt elstädten“ des Insti tuts für 
Städtebau und Wohnungswesen in Kooperati on mit 
der Bundessti ft ung Baukultur am 05.04.2017 in Din-
kelsbühl gewidmet.

Att rakti vität durch Nutzungsvielfalt

Die Fachtagung hat unterschiedliche Ansätze aufge-
zeigt. Es wurde deutlich, dass der Einzelhandel als 
innerstädti sche Leitf unkti on zwar nach wie vor den 
wichti gsten Faktor für die Vitalität von Zentren dar-
stellt, die Innenstadt jedoch nicht allein als Raum für 
den Einzelhandel gesehen werden kann. Ihre Att rak-
ti vität kommt vielmehr durch Nutzungsüberlagerun-
gen zustande. Die Innenstadt sollte als funkti onaler 
Ort zur Bündelung von Einzelhandel, Dienstleistun-
gen, Gastronomie, öff entlichen Einrichtungen sowie 
Kultur und weiterer zentraler Funkti onen genutzt 
werden.

Um diese Mischung in der Innenstadt zu sichern und 
eine Entf unkti onalisierung, wie sie vielerorts bereits 
stattf  indet, zu verhindern, ist es von entscheidender 
Bedeutung, die Entwicklung, insbesondere des Einzel-
handels, außerhalb der Innenstadt durch eine sinnvolle 
kommunale Steuerung einzuschränken und in der In-
nenstadt die Voraussetzungen für die Entwicklung eines 
ausgewogenen Branchen- und Nutzungsmix zu schaf-
fen. Hierbei ist zu beachten, dass eine sinnvolle Entwick-
lung des Einzelhandels nur unter Berücksichti gung der 
vorhandenen ökonomischen Potenziale, maßgeblich 
besti mmt durch die Kaufk raft  der Einwohnerschaft  in 
der jeweiligen Kommune und im Marktgebiet, erfolgen 
kann.

Maßstäblichkeit wahren und Synergieeff ekte schaff en

In Bad Münstereifel wurde vor knapp zwei Jahren vor 
dem Hintergrund einer hohen Leerstandsquote im
innerstädti schen Einzelhandel, mit dem Ziel die 
Innenstadt neu zu beleben und zu stärken, das erste 
innerstädti sche City-Outlet in Deutschland entwickelt. 
Anhand dieser Entwicklung zeigt sich, welche Auswir-
kungen eine Überzeichnung des Maßstabs in der Ein-
zelhandelsentwicklung haben kann. Hintergrund ist 
die hohe, tendenziell maßstabsprengende Verkaufsfl ä-
chenausstatt ung, die das Handelsformat Factory Outlet 
Center (FOC) zur Gewährleistung einer betreiberseiti gen 
Rentabilität langfristi g erfordert. 

Die Innenstadt einer Klein- und Mitt elstadt kann die hier-
für notwendigen Flächen i.d.R. nicht zur Verfügung stel-
len – so auch in Bad Münstereifel. Demzufolge wurde das 
City Outlet um zusätzliche Shops außerhalb der Innen-
stadt erweitert – eine weitere Ausbaustufe, ebenfalls au-
ßerhalb der Innenstadt, ist in Planung. Diese Entwicklung 
sprengt sowohl den wirtschaft lichen Maßstab und lässt 
andererseits vermuten, dass die Einzelhandelsfl ächen 
außerhalb der Innenstadt über kurz oder lang die Ver-
kaufsfl ächengröße der Innenstadt übersteigen und diese 
in ihrer Struktur und Funkti on erneut stark schwächen. 

Ein anderes Bild und eine überzeugende Alternati ve zu 
größerfl ächigem Einzelhandel zeigt der Innenstadtent-
wicklungsprozess in der Stadt Freyung im Bayerischen 
Wald.

Hier ist es mit Unterstützung der bayerischen Städ-
tebauförderung (Förderprogramm „Ort schafft   Mit-
te“) neben der Umsetzung städtebaulicher Maßnah-
men gelungen, in Zusammenarbeit mit lokalen und 
regionalen Investoren, die Versorgung und vor allem 
die Nutzungsvielfalt in der Innenstadt zu stärken und 
Synergieeff ekte zu schaff en. Neben einem att rak-
ti ven Stadtbild, neuen Magnetbetrieben im Einzel-
handel und einem Multi plex-Kino wurden bewusst 
weitere, den Einzelhandel komplementär ergänzen-
de, zentrale Einrichtungen von der Kommunalpoliti k 
gefördert und angesiedelt. Die neue Att rakti vität der 
Innenstadt hat außerdem zur Folge, dass nun ver-
mehrt Wohnhäuser in der Innenstadt saniert werden 
und die Funkti on Wohnen in der Innenstadt gestärkt 
wird.

Innenstadt als identi tätssti ft ender Ort

Neben der Funkti on als Knotenpunkt zentraler Nut-
zungen, stellt die Innenstadt einen wichti gen Identi -
fi kati onsort und Treff punkt für die Stadtgesellschaft  
dar. Jede Innenstadt verfügt  über individuelle Qua-
litäten die als Identi tät erkannt, kommuniziert und 
im Zusammenhang mit der Stärkung der Innenstadt 
weiterentwickelt werden müssen. 

Anhand des Projektes „Biberach weiterbauen“ wur-
de aufgezeigt, dass historische Stadt- und Gebäude-
strukturen in diesem Zusammenhang nicht als Ent-
wicklungshindernis, sondern als besondere Chance 
für die Entwicklung der Innenstadt zu verstehen sind 
und das mit dem Einsatz der richti gen städtebauli-
chen Instrumente, von abgesti mmter Masterplanung 
bis zum Bauantrag im Einzelfall, sowie einer intensi-
ven auf den Alltag bezogenen Zusammenarbeit von 
Kommune, Gewerbetreibenden und Eigentümern, 
bestehende baukulturelle Qualitäten bewahrt und 
weiterentwickelt werden können. 

Ziel sollte es sein, die baukulturelle Identi tät der In-
nenstadt zu erhalten, sensibel zu schützen und in 
ihrer Struktur gleichzeiti g kreati v an moderne Nut-
zungsanforderungen anzupassen.

Strategische Konzepte und gemeinsame Handlungs-
ansätze

Die Fachtagung hat gezeigt, dass nachhalti ge Einzel-
handels- und Innenstadtentwicklung nicht auf der 
Basis von schnellen Lösungen oder unter Anwen-
dung von Patentrezepten erfolgen kann, sondern 
eine auf den jeweiligen Ort bezogene, konzepti onel-
le Grundlage mit strategischen Zielsetzungen und Vi-
sionen erfordert. Trotzdem sollten anstehende, die 
Innenstadtentwicklung betreff ende Entscheidungen 
zügig getroff en werden. Off ene Entwicklungspers-
pekti ven sind Gift  für wirtschaft liches Handeln und 
führen tendenziell ebenso zu Investi ti onsstau wie zu 
künstlichen, nicht notwendigerweise aus allgemei-
nem Strukturwandel resulti erenden Leerständen. 

Die Innenstadt ist als individueller und gleichzeiti g le-
bendiger Organismus zu verstehen, dessen Stärkung 
von der Kommune gemeinsam mit allen hier be-
deutsamen Akteuren sowie potenziellen Investoren 
auf der Basis maßgeschneiderter Handlungsansätze 
erfolgen sollte. Um die unterschiedlichen Akteure 
und Interessen zu bündeln und Vertrauen zu schaf-
fen, empfi ehlt sich als Schnitt stelle zwischen öff ent-
lichen, privaten und externen Akteuren der Einsatz 
eines qualifi zierten, speziell auf die Innenstadt fokus-
sierten Citymanagements.

Weitere Informati onen zum Programm und zur An-
meldung fi nden Sie unter: www.isw-isb.de

Vitale Zentren in Klein- und Mitt elstädten? 
Bericht zur ISW-Fachtagung am 05.04.2017 in Dinkelsbühl

Smart City, smart shopping? Digitale Aspekte 
und räumliche Eff ekte in der Einzelhandels- 
und Innenstadtentwicklung

Die Sicherung und Weiterentwicklung des 
Einzelhandelsstandortes Innenstadt ist als 
Themenschwerpunkt auch weiterhin im 
Fortbildungsprogramm des ISW verankert. Mit 
dem Fokus auf die Digitalisierung in Stadt und 
Handel veranstaltet das ISW in Kooperati on 
mit der IHK für München und Oberbayern am 
13.11.2017 in München wieder eine Fachtagung 
im Themenschwerpunkt Innenstadt und Handel. 
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Im Rahmen der Fachtagung wurden Lösungsansät-
ze für die komplexen Herausforderungen der Quar-
ti ersentwicklung identi fi ziert und mit den eingela-
denen Experten Christi an Bitt er, Statt bau München 
GmbH; Erwin Böckeler, GEWOFAG; Dr. Rainer Emen-
lauer, ProStadt; Prof. em. Dr. Johann Jessen, Universi-
tät Stutt gart; Stefan Kreutz, HafenCity Uni Hamburg; 
Gerda Peter, GWG; Mathias Reitberger, Meidert & 
Kollegen; Natalie Schaller, Statt bau München GmbH; 
Eberhard Tröger ZHdK Zürich / ZHAW Winterthur 
und Dr. Doris Zoller, GEWOFAG diskuti ert.

3. Stadterweiterungs- und Stadtumbauwelle

In den wachsenden Großstädten gilt die Entwick-
lung neuer Stadtquarti ere wieder als wichti ge Aufga-
benstellung der Stadtentwicklung. Eine Vielzahl von 
Projekten und Planungen verdeutlicht, dass, nach 
den ersten Wellen der 1950er - 1970er und ab den 
1990er Jahren, derzeit eine dritt e Stadterweiterungs- 
und Stadtumbauwelle zu beobachten ist. Diese tritt  
insbesondere in Großstädten mit sehr hoher Woh-
nungsnachfrage auf. Dort wird nicht nur auf ehemali-
gen Industrie- und Militärbrachen, die in absehbarer 
Zeit bebaut sein werden, sondern vermehrt auch auf 
der grünen Wiese gebaut. Die Tagung verdeutlichte, 
dass bei der Gestaltung der neuen Stadtt eile kein 
radikaler Leitbildwechsel festzustellen ist, sondern 
eher eine Weiterentwicklung des bestehenden Leit-
bilds der kompakten und durchmischten Stadt. 

Für Mehrfachfunkti onen und –nutzungen müssen 
sinnvolle und nachhalti g organisatorische und gestal-
terische Lösungen gemeinsam mit den Eigentümern 
und Nutzern entwickelt werden. Daher ist es sinnvoll, 
Freiräume zeitgleich mit dem Hochbau strategisch 
und dauerhaft  zu entwickeln.

Erdgeschosszonen

Darüber hinaus wurde im Rahmen der Tagung deut-
lich, dass auch die Erdgeschosszonen ein Schlüssel-
element für lebendige, gemischt genutzte Quarti ere 
sind, weshalb ihrer Gestaltung besondere Bedeu-
tung zukommt. Die Erdgeschosszone unterliegt so-
wohl Anforderungen aus dem Wohnen als auch aus 
dem öff entlichen Raum. Hinsichtlich der Gestaltung 
existi ert ein enger Zusammenhang zwischen städte-
baulicher Typologie und architektonischem Detail, 
so dass zur Sicherung von Qualität ein integrati ver 
Planungsprozess mit Beteiligung empfehlenswert ist.

Baugemeinschaft en

Ebenfalls deutlich wurde, dass Baugemeinschaft en 
zum bewussten Aufb au zukünft iger Nachbarschaft en 
beitragen, indem sie nachfrageorienti erten, bedarfs-
gerechten Wohnraum sowie kulturelle Infrastruk-
tur und Angebote für das Quarti er schaff en. Wie 
verschiedene Beispiele in München zeigen, können 
Wohnprojekte eine stabilisierende Funkti on für neue 
Quarti ere haben.

SW vor Ort 

Wie komplex es in der Praxis ist, die teilweise gegen-
sätzlichen Anforderungen an Stadtquarti ere mitein-
ander zu vereinen zeigte ein Einblick in die Arbeit der 
GWG München. Die GWG verwirklicht ein umfang-
reiches Neubauprogramm, bei dem darauf geachtet 
wird, dass trotz der vielen vorgegebenen externen 
und internen Richtlinien und Standards auf die Re-
alisierung qualitätsvoller Quarti ere geachtet wird. 
Neben einer Reihe von Fachvorträgen wurden zwei 
in Bau befi ndliche Stadtquarti ere vor Ort in München 
besichti gt. 

Dabei werden die Konsequenzen aus den vorherigen 
Stadterweiterungswellen gezogen und das Spektrum 
durch Aufnahme neuer technischer und sozialer Anfor-
derungen erweitert.

Umsetzung von Nutzungsmischung 

Die Ansprüche an neue Stadtquarti ere sind so hoch wie 
nie zuvor: kompakt, dicht, nutzungsgemischt, urban, 
grün, mit opti maler Anbindung an das Verkehrsnetz und 
natürlich bezahlbar, um nur einige zu nennen. Hinsicht-
lich der Anforderungen besteht weitgehend fachlicher 
und politi scher Konsens.

Doch die realisierten Stadtquarti ere sehen vielerorts 
anders aus: häufi g durch Entmischung und Funkti ons-
trennung geprägt und nicht immer besonders urban 
und belebt. Darum wurde ausführlich die Schaff ung von 
Nutzungsmischung mit Hilfe des Bauplanungsrechts dis-
kuti ert, wobei deutlich wurde, dass eine akti ve Steue-
rung der Nutzungsmischung einen Bebauungsplan vor-
aussetzt. B-Pläne können Nutzungsmischung schaff en, 
insbesondere wenn sie eine Gliederung gemäß §1 Abs. 
5-8 BauNVO enthalten. 

Ob die Neuerungen des § 6a BauNVO Urbane Gebiete 
mit einer GFZ bis zu 3,0 und Immissionsrichtwerten von 
63 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht bei der Schaf-
fung von Nutzungsmischung eine Erleichterung bringen, 
ist derzeit noch nicht abschließend zu beurteilen.

Gestaltung öff entlicher Räume

Die Tagung hat gezeigt, dass beim Entwurf von Neubau-
quarti eren eine Vielzahl von Gestaltungsfragen zu beach-
ten sind. Diese betreff en nicht nur die Nutzungsmischung, 
die Dichte und die Gebäude an sich, sondern vor allem 
auch den öff entlichen Raum. Wichti ge Planungsprinzipi-
en sind hier die Verzahnung zwischen öff entlichen und 
privaten Räumen, eine klare Gliederung beider Raumty-
pen und ein möglichst feinmaschiges Netz öff entlicher 
Räume. Um der Gefahr der Inselbildung neuer Stadtquar-
ti ere vorzubeugen, wird empfohlen, mindestens 20% der 
Gesamtf läche für  öff entliche Flächen einzuplanen. Eben-
so deutlich wurde, dass urbane Freiräume hohen Belas-
tungen widerstehen und intensiv nutzbar sein müssen. 

Beim Werksviertel handelt es sich um ein ehemaliges 
Industriegebiet mit neun verschiedenen Eigentümern 
(Corpus Sireo, Hamberger, Offi  ce First Immobilien, 
Maltz, LH München, MGS, OTEC, Rohde & Schwarz und 
SWM). Ein erstes Konzept von 1996 sah für das Quarti er 
eine hohe Dichte mit dem Schwerpunkt Büronutzung 
vor. Im Laufe der Zeit wurde das ursprüngliche Konzept 
jedoch weiterentwickelt, so dass ein Teil der Gebäude, 
der durch kulturelle Einrichtungen zwischengenutzt 
wurde, erhalten und der Anteil des Wohnens erhöht 
werden konnte. 

Im Domagkpark hingegen entsteht auf einem ehema-
ligen Militärgelände ein neues Stadtquarti er mit etwa 
1.700 Wohnungen, 1.000 Arbeitsplätzen und sozialen 
Einrichtungen. Die Landeshauptstadt München leitete 
1992 eine städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ein 
und überplante das gesamte Gebiet „in einem Guss“. 
Die GEWOFAG München entwickelt das Quarti er ge-
meinsam mit einem Konsorti um aus Genossenschaft en, 
Bauträgern und Baugemeinschaft en seit 2013, was die 
Teilnehmer/innen der Fachtagung abschließend besich-
ti gen konnten.

Dipl.-Ing. David Ohnsorge, Wissenschaft licher Referent,
Insti tut für Städtebau und Wohnungswesen München 

Entwicklung neuer Stadtquarti ere – Aktuelle Herausforderungen und erfolgreiche Um-
setzung, Bericht zu ISW-Fachtagung am 06./07.07.2017 in München

wagnisArt, genossenschaft liches Wohnprojekt 
im Domagkpark

Container Kollekti v, Pop-up City im Werksviertel
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Kursrückblick 2017 1. Halbjahr Kursvorschau 2017 2. Halbjahr: Gefragte Tagungen

Praxisforum Parti zipati ve Stadtgestaltung 
am 28.04.2017 in München

Parti zipati on ist bereits seit einigen Jahren ein fester 
Bestandteil kommunaler Planungsprozesse. Ziel ist 
es, im Ergebnis eine erfolgreiche Kooperati on von 
Planern, Bürgern und weiteren beteiligten Akteuren 
zu ermöglichen. Um diese Aufgabe zu bewälti gen, 
sind auf Seiten der Kommunen und Planer neben fi -
nanziellen und personellen Ressourcen, spezifi sche 
Fachkenntnisse gefragt. Der interakti ve Workshop 
zielte darauf ab, die Fachkompetenz der Teilneh-
merInnen hinsichtlich der verschiedenen Gestal-
tungs- und Kommunikati onsebenen in der Beteili-
gung, dem Verfahrensaufb au und der Durchführung 
von Beteiligungsprozessen zu stärken und zentrale 
Steuerungshebel zu identi fi zieren. Anhand von Fall-
beispielen aus der täglichen Arbeit der TeilnehmerIn-
nen wurden in Kleingruppen konkrete Fälle bearbei-
tet, Probleme und Erfolgsfaktoren diskuti ert sowie 
wertvolle Hinweise für die Praxis erarbeitet.

Die Veranstaltung setzte sich aus Fachvorträgen, 
Kleingruppenarbeit und Plenumsdiskussionen zu-
sammen. Im Ergebnis entstand eine Matrix aus Pro-
blemfällen, Prozesskriterien und weiteren relevan-
ten Faktoren von Beteiligungsprozessen. Die Matrix 
dient den TeilnehmerInnen zukünft ig als Leit- bzw. 
Orienti erungsrahmen für den Aufb au und die Durch-
führung von Beteiligungsverfahren.

Nächster Termin: 20.09.2017 in Oberhausen

Baulandbereitstellung 
vom 03.05. bis 05.05.2017 in Berlin 

Die Veranstaltung „Baulandbereitstellung“ wird alle 
zwei Jahre vom Insti tut für Städtebau Berlin angeboten 
und beschäft igte sich dieses Mal schwerpunktmäßig 
mit Instrumenten und Maßnahmen zur Bereitstellung 
von Wohnbauland in den großen Städten mit enormen 
Einwohnerzuwachs. Dabei zeigte sich das Instrument 
der Baulandumlegung nach wie vor als gut geeignet, 
um schnell und effi  zient Bauland auch in wachsen-
den Städten bereit zu stellen. Besonders interessant 
waren die Diskussionen um die Einführung eines neuen 
Innenentwicklungs-Maßnamegebietes. Interessant wa-
ren auch die Ausführungen zu städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahmen verschiedener Städte sowie die ak-
tuellen Handlungsempfehlungen zu den Strategien der 
Baulandbereitstellung. 

Der Kurs gab einen umfassenden Überblick über Aufga-
ben und Lösungsansätze; die Diskussion der Beiträge und 
Handlungsempfehlungen zur kommunalen Bodenpoliti k 
sowie die Fachexkursionen rundeten die Tagung ab. 

Der Aktualität des Themas entsprechend, war das In-
teresse an der Fachtagung im Berliner Haus der Kirche 
überaus groß: Mit rund 130 Teilnehmenden konnte die 
bisher größte Teilnehmerzahl seit 30 Jahren erreicht 
werden. 

Die nächste Veranstaltung wird voraussichtlich im Früh-
jahr 2019 stattf  inden. 

Einheimischenmodell, Konzeptvergabe & Co. - 
Kommunale Instrumente für bezahlbares Bauland 
am 20.09.2017 in Frankfurt

Viele Kommunen stehen derzeit vor der Aufgabe, 
neue Baulandpotenti ale zu erschließen oder die vor-
handenen zu mobilisieren. Es gilt unter anderem, 
den Zugang zu bezahlbarem Bauland und damit zu 
bezahlbarem Wohnraum zu sichern. Dahingehend 
werden die Rufe nach neuen Instrumenten und Re-
formen immer lauter. Doch auf deren Umsetzung zu 
warten, ist in der aktuellen Situati on keine Opti on. 

Einige Kommunen wenden bereits seit längerer Zeit 
erfolgsversprechende Instrumente wie das Erbbau-
recht, Konzeptvergabe, Einheimischenmodelle oder 
den Münchner Weg der sozialgerechten Bodennut-
zung an. Es stellt sich die Frage, ob und wie sie mit 
diesen Instrumenten dazu beitragen können, den Zu-
gang zu bezahlbarem Wohnraum zu sichern. 

Diese und weitere Fragen werden im Rahmen der 
Fachtagung diskuti ert. Weiterhin wird ein Überblick 
zu den Grundlagen, der Funkti onsweise und der Leis-
tungsfähigkeit der bestehenden, kommunalen Ins-
trumente gegeben und darüber hinaus der Blick in 
die Planungspraxis der Schweiz gerichtet. 

BauGB-Novelle 2017:  Bauplanungsrecht aktuell 
am 20.11.2017 in Stutt gart (80|17)
und 29.11.2017 in Wiesbaden (86|17)

Das Bauplanungsrecht sowie das in der Planung zu be-
rücksichti gende Umweltrecht haben sich im Zuge mehre-
rer Novellierungen im Jahr 2017 grundlegend geändert. 
Das BauGB wurde an die UVP- und Seveso III-Richtlinien 
angepasst, greift  aber auch andere städtebauliche Ent-
wicklungen auf: Das urbane Gebiet unterstützt eine nut-
zungsgemischte Stadt und erleichtert die Nachverdich-
tung, u.a. auch durch die Änderung der TA Lärm und 18. 
BImSchV. Dem Wohnraummangel in verdichteten Räu-
men soll u.a. durch die Anwendung des beschleunigten 
Verfahrens auf Außenbereichsfl ächen begegnet werden. 

Gegenstand des Seminars sind auch die Änderungen im 
Umweltrecht, soweit sie die Planung berühren. So wer-
den z.B. die Änderungen im Hochwasserschutz oder des 
UmwRG themati siert. Letzteres ermöglicht nun erstmals 
die direkte Anfechtbarkeit von „normalen“ Flächennut-
zungsplänen. Das Seminar vermitt elt die praxisrelevanten 
Inhalte der gesetzlichen Änderungen und weist auf die 
Fallstricke hin, die bei einer sachgerechten Anwendung 
des neuen Instrumentariums zu beachten sind.

Interakti ver Workshop ISW Neuentwicklung, Clouth-Quarti er in Köln-Nippes BauGB-Novelle 2017: auf dem aktuellen StandExkursion zum Lokdepot, Berlin 

Die Veranstaltungen zur BauGB-Novelle 2017 
werden von Malte Arndt M. Sc. inhaltlich 
konzipiert und organisiert. Herr Arndt ist seit Juni 2017 
neuer Wissenschaft licher Referent am Insti tut für 
Städtebau Berlin und dort für das Themengebiet 
Städtebaurecht und Bauleitplanung zuständig.
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Kursvorschau 2017: Gefragte Tagungen

Parti zipati on in städtebaulichen Wett bewerbs-
verfahren 
am 21.11.2017 in Mannheim

Städtebauliche Wett bewerbe sind ein wichti ges Ins-
trument der Planungspraxis und eignen sich hervor-
ragend, um aus verschiedenen Vorschlägen die beste 
Lösung für die Beplanung eines Raumes auszuwäh-
len. Doch wer entscheidet über die beste Lösung? 
Wessen Ideen und Belange werden hier berücksich-
ti gt? Welche Rolle spielt dabei die Öff entlichkeit? 
Weitere Unsicherheiten bestehen in Bezug auf die 
Vereinbarkeit mit den Richtlinien für Planungswett -
bewerbe (RPW 2013).

Ziel des Fachseminars ist es, dass Für und Wider der 
Öff entlichkeitsbeteiligung in städtebaulichen Wett -
bewerbsverfahren zu erläutern. Gemeinsam mit 
den geladenen Experti nnen und Experten werden 
Verfahrensfragen und rechtliche Herausforderungen 
sowie anhand von Praxisbeispielen Wege aufgezeigt, 
die eine Beteiligung der Öff entlichkeit an Planungs-
wett bewerben ermöglichen. Gleichzeiti g berichten 
die Experti nnen und Experten aus verschiedenen 
Blickwinkeln von ihren Erfahrungen, Öff entlichkeits-
beteiligung in städtebauliche Wett bewerbsverfah-
ren zu integrieren und erläutern Erfolgsfaktoren und 
Stolpersteine.

Vorschau Wertermitt lung nach dem BauGB
vom 08.11 bis 10.11.2017 in Berlin

Vorträge mit Erfahrungsaustausch zwischen Gutachter-
ausschüssen nach § 192 BauGB, deren Geschäft sstellen 
und freiberufl ich täti gen Sachverständigen.

Die Ermitt lung eines verlässlichen Marktwertes, Ver-
kehrswertes oder Beleihungswertes von Grund und 
Boden sowie der darauf befi ndlichen Gebäude und 
sonsti gen Anlagen muss sich den ständig wechselnden 
Anforderungen des Marktes und der Wirtschaft sent-
wicklung anpassen. Die standardisierten Verfahren der 
Wertermitt lung streben eine möglichst objekti ve Aussa-
ge an, bei der subjekti ve und besondere Einfl üsse weit-
gehend ausgeschaltet werden sollen. Dazu sind ein re-
gelmäßiger fachlicher Austausch und Diskussionen über 
aktuelle Themen zwischen den Gutachterausschüssen, 
deren Geschäft sstellen, freiberufl ich täti gen Sachver-
ständigen sowie zwischen den mit der Wertermitt lung 
und Planung befassten öff entlichen Stellen gewinnbrin-
gend und notwendig. 

Diesjährige Themen: VBORIS für Deutschland, Ermitt lung 
von Immobilienrichtwerten, Überregionale Sachwertf akto-
ren, Immobilienmarktbericht Deutschland, Wertermitt lung 
in Sanierungs-/Entwicklungsgebieten, Mietpreiskalkulator/
Mietwertermitt lung,  Sonderfälle - Wertminderungen bei 
bebauten Grundstücken, Automati sierte Bodenwertermitt -
lung?, Immobilienprognosen durch Expertenbefragung, 
Praxis der behördlichen Grundstücksbewertung in Berlin.

Veranstaltungsvorschau ISB/ ISW

Urbane Gebiete, Ferienhausgebiete und §13b BauGB   26.09.2017   Frankfurt/M.
                                       24.10.2017  München
  05.02.2018  Düsseldorf 

Städtebau und Recht   25.-29.09.2017 Berlin

Würzburger Beitragstage   09.-10.10.2017 Würzburg     

Städtebaurechtsnovelle   11.10.2017   München

Standortentwicklung integrierter Gewerbefl ächen 26.-27.10.2017 Berlin 

Bauen und Wohnen  06.-07.11.2017 Berlin 

Öff entlichkeitsbeteiligung im Städtebau  09.-10.11.2017 Berlin 

Smart City - smart shopping?  13.11.2017   München

Städtebau und Recht in Bayern   15.11.2017  München   

Städtebaulicher Lärmschutz  16.-17.11.2017 Berlin 

BauGB-Novelle 2017  20.11.2017  Stutt gart
  29.11.2017  Wiesbaden

Naturschutz und Baurecht    20.-22.11.2017 Berlin

Städtebau und Energie  23.-24.11.2017 Berlin

Jahresrückblick Bauleitplanung  27.11.2017   München
  04.12.2017  Stutt gart
  11.12.2017  Düsseldorf

Städtebauförderung  27.-29.11.2017 Berlin

(Wieder-)Einsti eg in die Bauleitplanung 04.-05.12.2017 Düsseldorf 

Praxisseminar: Das Vergleichswertverfahren 12.-13.12.2017 Frankfurt/M.  

Die neue ImmoWertR  23.01.2018  Berlin

Einsti eg in die Bauleitplanung  21.-22.02.2018 München

Untenstehend erhalten Sie eine Auswahl unserer Kurse. Anlässlich der Novellierung des BauGB 2017 bieten 
wir hierzu mehrere Veranstaltungen an. Wir laden Sie herzlich ein, auf unserer Internetseite
www.isw-isb.de die Detailprogramme durchzublätt ern. Bitt e zögern Sie nicht, uns bei Fragen zu
kontakti eren: 030 23 08 22 -0 oder info@staedtebau-berlin.de

Dipl.-Ing. Nicole Pötzschmann-Wemme, Speyer Beteiligung - Erfolge und Stolpersteine 
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Forschungsinsti tut ZIR ZIR Aktuell

Das  Zentralinsti tut  für Raumplanung an der Universi-
tät Münster hat als Forschungsinsti tut für deutsches 
und europäisches Öff entliches Recht satzungsgemäß 
die Aufgabe, die wissenschaft lichen Grundlagen für 
die Raumplanung einschließlich ihrer europarecht-
lichen Determinanten und des raumbedeutsamen 
Umweltschutzes im Bundesgebiet, vornehmlich auf 
dem Gebiet der Rechtswissenschaft , in interdiszip-
linärer Zusammenarbeit mit den Wirtschaft s- und 
Sozialwissenschaft en und – soweit erforderlich – 
anderen Wissenschaft sdisziplinen zu erforschen.

Es erfüllt seine Aufgaben in Zusammenarbeit und 
in vielfälti gen Kontakten mit anderen Einrichtungen 
aus Wissenschaft  und Praxis. Neben den engen 
Arbeitskontakten mit dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, 
der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westf alen 
und der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL) besteht eine Kooperati on mit 
den fachlich zuständigen Fakultäten und Insti tuten 
der Universität Münster, mit dem Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung (BBR), dem Insti tut 
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH 
(ILS) und der Deutschen Akademie für Städtebau und 
Landesplanung e. V. (DASL).

Die Forschungsarbeit des Zentralinsti tuts dient der 
Sicherung wissenschaft licher Grundlagen für politi -
sche und administrati ve Aufgaben des Bundesminis-
teriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sowie 
der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westf alen. 

Insoweit erfüllt das Insti tut Ressortf orschungsaufgaben. 
Die Ergebnisse seiner wissenschaft lichen Arbeit tragen 
zur Erweiterung des allgemeinen wissenschaft lichen Er-
kenntnisstandes bei und kommen neben dem Bund und 
dem Land Nordrhein-Westf alen als den Zuwendungsge-
bern des Insti tuts auch anderen Gesetzesanwendern im 
Bereich der Raumordnung, des Städtebaues, der Um-
weltpoliti k und nicht zuletzt dem Gesetzgeber zugute.

Forschungsvorhaben des Zentralinsti tuts

Die von Mitarbeitern des Zentralinsti tuts zur Zeit 
bearbeiteten laufenden Forschungsvorhaben umfassen 
Fragestellungen des deutschen und europäischen 
öff entlichen Rechts, insbesondere mit Bezügen zum 
Bau- und  Raumordnungsrecht.  Den Schwerpunkten der 
Forschungstäti gkeit des Insti tuts als Forschungsinsti tut 
für deutsches und europäisches öff entliches Recht 
lassen sich folgenden Themenbereichen zuordnen:

1. Übergreifende Fragen des Raumplanungsrechts

2. Öff entliches Baurecht und Raumordnungsrecht 

3. Raumbedeutsames Umweltrecht und 
Fachplanungsrecht 

4. Verfassungsrechtliche Fragen, die für Teilgebiete 
des Verwaltungsrechts bedeutsam sind 

5. Europäisches Raumplanungsrecht

6. Europarechtliche Fragen, insbesondere 
Einwirkungen des Europarechts auf Teilgebiete des 
deutschen Verwaltungsrechts 

Die Forschungsergebnisse des Zentralinsti tuts werden 
in der Schrift enreihe Beiträge zum Raumplanungsrecht, 
Lexxion Verlag Berlin, veröff entlicht. Ein Verzeichnis die-
ser Veröff entlichungen ist unter www.jura.uni-muens-
ter.de/de/fakultaet/fakultaetsnahe-einrichtungen/
zir/einsehbar.

Unser Forschungsinsti tut

Zentralinsti tut für Raumplanung an der Universität Münster (ZIR) stellt sich vor

ZIR Aktuell

Team des ZIR
erste Reihe: Prof. Dr. Jarass, LL.M, Prof. Dr. Grotefels, 

Dr. Wiese-von Ofen, Prof. Dr. Schlacke, Prof. Dr. Dr. Oldengott 
hintere Reihe: Buske, Berkemeier, Dr. Milstein, Dr. Petschulat

23.06.2017: Verleihung der Halstenberg-Medaille 2017

Die DASL Landesgruppe NRW verleiht jährlich den 
Friedrich Halstenberg-Preis zur Anerkennung von 
hervorragenden Leistungen/ Lebenswerken oder 
auch ungewöhnlichen Arbeiten in der Landespla-
nung für das Land NRW. 

Die Tragweite dieser Arbeiten ist für die Gesellschaft  
immer nur in Fachkreisen bekannt. Ein Preis dieser 
Art, der fachliche Leistungen im Bereich der Lan-
desplanung und der atypische Arbeiten des Städ-
tebaus auszeichnet, ist bislang einmalig. Der Hals-
tenberg-Preis möchte Arbeiten der Landesplanung 
durch die Form der Ehrung und Anerkennung aus 
ihrem Öff entlichkeitsschatt en herausführen. 

Prof. Dr. Friedrich Halstenberg (1920 - 2010) war 
nach dem Zweiten Weltkrieg in Forschung und Lehre 
einer der bedeutendsten Raumplaner in Deutsch-
land. In der raumordnungspoliti schen Praxis wirkte 
er von 1966 - 1975 als Chef der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westf alen mit Zuständigkeit für 
die Landesplanung.

Der Preis besteht aus zwei Elementen: Einmal die 
Halstenberg-Medaille als Auszeichnung eines Le-
benswerks, das besondere Leistungen im Städtebau 
und in der Landesplanung für NRW mit wegweisen-
den Anregungen und Ideen vorweist. Zum anderen 
die Halstenberg-Belobigung als Anerkennung jünge-
rer Wissenschaft ler für ungewöhnliche Arbeiten im 
Städtebau und in der Landesplanung. 

Die Halstenberg-Belobigung wurde am 23.06. an
DIE URBANISTEN e. V., ein interdisziplinäres Netzwerk
für die akti ve Mitgestaltung der eigenen Stadt, aus 
Dortmund verliehen.

Der Halstenberg-Preis wurde von der Landesgruppe 
NRW der Deutschen Akademie für Städtebau und 
Landesplnaung im Jahr 2017 an das 
ZENTRALINSTITUT FÜR RAUMPLANUNG vergeben.

Begründung:

Das Zentralinsti tut für Raumplanung hat in hervorra-
gender Weise mit Gutachten, Doktorarbeiten, Habili-
tati onen, mit Seminaren und Schrift en seine fachliche 
Qualität in diesem Forschungsbereich seit nunmehr 53 
Jahren unter Beweis gestellt und hat somit für den Städ-
tebau und Raumordnung Entscheidendes geleistet.

In Anerkennung dieser Leistungen wird dem Zentralins-
ti tut für Raumplanung daher die Halstenberg-Medaille 
der Landesgruppe NRW der Deutschen Akademie für 
Städtebau und Landesplanung verliehen.
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ZIR Veranstaltungen

Störfallrecht: 
Die Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in deut-
sches Recht

Das deutsche Störfallrecht wurde durch die Umset-
zung der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der 
Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoff en, 
der sogenannten Seveso-III-Richtlinie, ti efgreifenden 
Änderungen unterzogen. 

Die am 9. Mai 2017 vom Insti tut für Umwelt- und 
Planungsrecht sowie dem Zentralinsti tut für Raum-
planung an der Universität Münster veranstalteten 
Münsteraner Gespräche zum Umwelt und Planungs-
recht hatt en es sich daher zur Aufgabe gemacht, ent-
sprechende Fragestellung inter- und intradisziplinär 
aufzugreifen und einen Austausch zwischen Exper-
ten und Fachöff entlichkeit zu bewirken. 

Unter der wissenschaft lichen Leitung von Prof. Dr. 
Sabine Schlacke und Prof. Dr. Hans D. Jarass, LL.M. 
setzen sich daher die rund 60 Teilnehmer intensiv da-
mit auseinander, wie sich die unionsrechtlich gepräg-
ten Novellierungen in die überkommene Dogmati k 
des nati onalen Rechts integrieren lassen.

Einen Einblick in die Mannigfalti gkeit der Probleme, 
die der Vollzug des neuen Regelwerks in der Praxis 
hervorruft , vermitt elte Dr. Christel Wies, Leiterin der 
Abteilung Umwelt und Arbeitsschutz der Bezirksre-
gierung Münster. 

Sie beleuchtete die grundlegenden Änderungen im Zuge 
der Seveso-III-Umsetzung und ihre Herausforderungen 
für die Vollzugsbehörden. 

Es schloss sich der Vortrag von Ministerialräti n Dr. Sus-
an Krohn, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit, an zu dem Umsetzungsver-
fahren der Seveso-III-Richtlinie. Als zentralen Konfl ikt, 
der auch zu dem Überschreiten der Umsetzungsfrist 
geführt habe, identi fi zierte sie die Öff entlichkeitsbetei-
ligung für besti mmte Zulassungsentscheidungen nach 
Art. 15 in Verbindung mit Art. 13 Seveso-III-Richtlinie. 

Außerdem beschäft igte sich die Referenti n mit dem 
Abstandsgebot nach Art. 13 Seveso-III-Richtlinie. 
§ 50 BImSchG sehe keine Regelung für den Fall vor, dass 
das unionsrechtliche Abstandsgebot auf Planungsebene 
nicht angemessen berücksichti gt wurde. 

In dem anschließenden Meinungsaustausch manifes-
ti erte sich die Vielzahl rechtlicher Fragestellungen, die 
durch die Richtlinienumsetzung ausgelöst wurden. 

Angesichts der off en zutage getretenen Defi zite der 
bloßen „Eins zu Eins“-Umsetzung einer Richtlinie, die 
als Rahmenrecht eigentlich auf Konkreti sierung ange-
wiesen ist, fand der Appell an den Gesetzgeber, in Zu-
kunft  sorgfälti gere Normkonzepte zu entwickeln und so 
Rechtssicherheit zu gewährleisten, große Zusti mmung. 

ZIR Veranstaltungen
Rückblick:
Münsteraner Gespräche zum Umwelt- und Planungsrecht 

Prof. Dr. Schlacke, Dr. Wies, Dr. Krohn, 
Prof. Dr. Jarass, LL.M.

ZIR Veranstaltungen

Teilnehmende

Vorschau:
Symposium Zum Verhältnis von Fachplanung, Raumordnung und Bauleitplanung

Das Zentralinsti tut für Raumplanung an der Westf ä-
lischen Wilhelms-Universität Münster, Forschungs-
insti tut für deutsches und europäisches Öff entliches 
Recht in der Deutschen Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung, veranstaltet 
am 16. Oktober 2017 von 09:30 bis 16:45 Uhr
in der Bezirksregierung Münster 
unter der Leitung von Prof. Dr. Hans D. Jarass, LL.M. 
ein Symposium mit dem Thema:

„Zum Verhältnis von Fachplanung, Raumordnung 
und Bauleitplanung“

Das deutsche Raumplanungsrecht kennt die Teil-
bereiche der Raumordnung, der Fachplanung und 
der Bauleitplanung. Diese Unterscheidung trägt der 
bundesstaatlichen Kompetenzverteilung und dem 
kommunalen Selbstverwaltungsrecht Rechnung, soll 
aber vor allem eine sachgerechte, d. h. ebenen- und 
fachspezifi sche, Problembewälti gung gewährleisten. 
Die Vielzahl von Planungsträgern und Planungsent-
scheidungen führt indes nicht selten zu Konfl ikten. 
Diese gilt es rechtlich zu begleiten und zu lösen, doch 
sind die einschlägigen gesetzlichen Besti mmungen 
im Planungsgefüge durchaus lückenhaft  und bedür-
fen einer praxistauglichen Auslegung. Daher sind 
zahlreiche Grundsatzfragen im Zusammenwirken 
von Raumordnung, Fachplanung und Bauleitplanung 
noch nicht abschließend geklärt. Klimawandel, Ener-
giewende und Stromnetzausbau verleihen diesen 
Grundproblemen besondere Aktualität und fügen 
ihnen neue Fragestellungen hinzu.

Das diesjährige Symposium des Insti tuts möchte 
grundsätzliche und aktuelle Perspekti ven des Ver-
hältnisses von Raumordnung, Fachplanung und Bau-
leitplanung miteinander verknüpfen sowie Wissen-
schaft  und Praxis miteinander ins Gespräch bringen.

Zum Symposium laden wir herzlich ein:
Über aktuelle Entwicklungen auf Bundes- und 
Landesebene berichten Ministerialräti n Vera 
Moosmayer, Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur, Berlin, und Ministerialräti n Sa-
bine Klaßmann-Voß, Staatskanzlei des Landes Nord-
rhein-Westf alen, Düsseldorf.

Zur Themati k referieren:

• Prof. Dr. Reinhard Hendler, Universität Trier, 
Rechtsanwalt, Kanzlei Jeromin & Kerkmann, 
Andernach

Raumordnung und Fachplanung

• Prof. Dr. Alexander Schink, Staatssekretär a. D., 
Rechtsanwalt, Rechtsanwälte Redeker Sellner Dahs, 
Bonn

Netzausbau und Raumordnung

• Prof. Dr. Wilfried Erbguth, Universität Rostock
Bauleitplanung und Fachplanung

• Dr. Boas Kümper, Wissenschaft licher Referent, ZIR 
Münster

Raumordnung und Bauleitplanung

Die Diskussionen leiten Prof. Dr. Sabine Schlacke, Prof. 
Dr. Hans D. Jarass, LL.M., Prof. Dr. Marti n Beckmann, 
Rechtsanwalt, Rechtsanwälte Baumeister Partnerschaft  
mbH, Münster und Dr. Jens Wahlhäuser, Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit, Berlin.

Der Tagungsbeitrag beträgt 90 €, reduziert 20 € für 
Bedienstete des Bundes und Landes NRW, DASL-Mitglie-
der und Studierende.

Auskünft e und Anmeldungen bis zum 09.10.2017:
Zentralinsti tut für Raumplanung an der Universität 
Münster
Wilmergasse 12 – 13, 48143 Münster
Tel.:     0251 83-29780 / Fax.:    0251 83-29790
E-Mail: zir@uni-muenster.de

Veranstaltungsort
Bezirksregierung Münster (Freiherr-von-Vincke-Haus)
Freiherr-vom-Stein-Saal
Domplatz 36, 48143 Münster
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Vorschau 2017

Oktober
09.10. – 10.10.2017
Würzburger Beitragstage 2017: 
Erschließungs- und Straßenbau-
beitragsrecht 
Ort: Würzburg
www.isw-isb.de

11.10.2017
Städtebaurechts-Novelle 2017
Ort: München
www.isw-isb.de

13.-15.10.2017
DASL Jahrestagung 2017
Komplexität und Unsicherheit -
Planung in Zeiten beschleunigten
Wandels
Ort: ESMT Berlin
www.dasl.de

18.10.2017
Wohnen wie gewohnt? 
Zur Zukunft  des Wohnens
Ort: München
www.isw-isb.de

20.10.2017
DASL Landesgruppe NRW
20. Konferenz für Planerinnen und
Planer in Dortmund
dasl_lg-nrw@dasl.de

24.10.2017
Urbane Gebiete, Ferienhausgebie-
te und §13b BauGB
Ort: München
www.isw-isb.de

26.10. – 27.10.2017
Standortentwicklung integrierter 
Gewerbefl ächen
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

November
06.11. – 07.11.2017
Bauen und Wohnen in der Stadt
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

08.11. – 10.11.2017
Wertermitt lung nach dem BauGB
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

09.11. – 10.11.2017
Öff entlichkeitsbeteiligung im 
Städtebau
Ort: Frankfurt/Main
www.isw-isb.de

10.11.2017  
DASL Landesgruppe Hessen I
Rheinland-Pfalz I Saarland 
Bodenmarkt und Mobilisierungs-
hemmnisse in der Liegenschaft s-
politi k
Ort: Rathaus der Stadt Kassel 
www.hrps.dasl.de

15.11.2017
Smart City, smart shopping?
Ort: München
www.isw-isb.de

15.11.2017
Städtebau und Recht in Bayern
Ort: München
www.isw-isb.de

16.11. – 17.11.2017
Städtebaulicher Lärmschutz
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

17.11.2017
DASL Landesgruppe Baden-
Württ emberg
Grüne Infrastruktur
www.bw.dasl.de

September
07.09.2017
DASL Landesgruppe Hessen I
Rheinland-Pfalz I Saarland mit DAM
Wohnen ohne Anmeldung
Ort: Frankfurt am Main
www.hrps.dasl.de

09.09.2017
DASL Landesgruppe NRW
Vor Ort in Bott rop und Bochum
Ort: Bochum
dasl_lg-nrw@dasl.de

14.09. – 15.09.2017
Grundstückswertermitt lung
Ort: Würzburg
www.isw-isb.de

20.09.2017
Einheimischenmodell, Konzept-
vergabe & Co. 
Ort: Frankfurt/Main
www.isw-isb.de

21.09.2017
Urbane Gebiete, Ferienhausgebie-
te und §13b BauGB 
Ort: Frankfurt/Main
www.isw-isb.de

20.09.2017
Praxisforum Parti zipati ve 
Stadtentwicklung
Ort: Frankfurt/Main
www.isw-isb.de

25.09. – 29.09.2017
Städtebau und Recht
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

25.09. - 30.10.2017
DSP 2016 Wanderausstellung
Ort: Schwäbisch Gmünd
www.dasl.de

20.11.2017
BauGB Novelle 2017
Ort: Stutt gart
www.isw-isb.de
weiterer Termin zu 
BauGB Novelle: 
29.11.2017 in Wiesbaden

20.11. – 22.11.2017
Naturschutz und Baurecht
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

21.11.2017
Parti zipati on in städtebaulichen 
Wett bewerbsverfahren
Ort: Mannheim
www.isw-isb.de

23.11. – 24.11.2017
Städtebau und Energie
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

24.11.2017  
DASL Landesgruppe NRW
Universitäten, Insti tute, Verbän-
de, Initi ati ven berichten 
Ort: Düsseldorf 
dasl_lg-nrw@dasl.de

27.11.2017
Jahresrückblick Bauleitplanung
Ort: München
www.isw-isb.de
weitere Termine Jahresrückblick 
Bauleitplanung:
04.12.2017 in Stutt gart
11.12.2017 in Düsseldorf

27.11. – 29.11.2017
Städtebauförderung
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

Dezember
04.12. – 05.12.2017
(Wieder-)Einsti eg in die Bauleit-
planung 
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

06.12. – 08.12.2017
Interdisziplinäres Prüfer- und Aus-
bilderforum für das technische 
Referendariat
Ort: Berlin
www.isw-isb.de

12.12. – 13.12.2017
Praxisseminar: Das Vergleichs-
wertverfahren
Ort: Frankfurt/Main
www.isw-isb.de

15.12.2017  
DASL Landesgruppe NRW
Impulse freier Planer und Akteure 
Ort: Düsseldorf 
dasl_lg-nrw@dasl.de

Vorschau 2017Vorschau 2017

Zweiter Zukunft skongress –
Langfristi ge Siedlungsentwicklung

08.11.2017
Alte Kongresshalle, München

München wächst. Das Bevölke-
rungswachstum stellt die Landes-
hauptstadt vor große Herausforde-
rungen.

Mit welchen Strategien kann die-
sem Wachstum begegnet werden? 
Mit welchen Planungsinstrumen-
ten kann der Bau neuer, qualität-
voller Wohnungen forciert wer-
den?

Der Zukunft skongress 2017 be-
leuchtet regionale und gesamt-
städti sche Strategien sowie Bei-
spiele zu den Themen Nachverdich-
tung, Umstrukturierung und Stadt-
randentwicklung im Austausch mit 
nati onalen und internati onalen Ex-
perti nnen und Experten. Der Kon-
gress dient der Weiterentwicklung
von Planungswerkzeugen, um den 
Herausforderungen des Wachs-
tums gemeinsam mit der Stadt-
gesellschaft  begegnen zu können.

Mit dem Münchner Zukunft skon-
gress 2017 wird der Dialog, der 
2012 mit dem ersten Kongress zur 
Langfristi gen Siedlungsentwicklung 
in Gang gesetzt wurde, fortgeführt.

Die Teilnahme ist kostenlos.
Weitere Informati onen unter: 
www.muenchen.de/lasie
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PRÄSIDIUM

Präsidentin: Prof. Dr. (I) Elisabeth Merk
Stadtbaurätin der Landeshauptstadt München

Vizepräsident: Dipl.-Ing. Paul Heinrich Börsch
Amtsleiter, Amt für Stadtentwicklung und Stadtpla-
nung, Erfurt

Wissenschaftlicher Sekretär: 	 	
Prof. Dipl.-Ing. Julian Wékel
Direktor Institut für Städtebau und Wohnungswesen, 
München

Mitglieder: Prof. Dipl.-Ing. Martin zur Nedden
Dr.-Ing. Ulrich Hatzfeld
Prof. Dr.-Ing. Johann Jessen
Prof. Dr.-Ing. Iris Reuther

sowie die Vorsitzenden der acht Landesgruppen

Baden-Württemberg
Vorsitzender:		  Dr. Donato Acocella
Stellvertreter:		  Prof. Dr. Barbara Engel
Geschäftsführung:	 Dr.-Ing. Christine Grüger

Bayern
Vorsitzende:	       	 Dipl.-Ing. Andrea Gebhard
Stellvertreter:	        	 Dipl.-Ing. Karin Sandeck
	                     	 Dipl.-Ing. Christine 
			   Schimpfermann
			   Prof. Sophie Wolfrum 
Geschäftsführung:   	 Sabine Kaminski

Berlin-Brandenburg
Vorsitzende:		  Dr.-Ing. Dagmar Tille
Stellvertreter:		  Dipl.-Ing. Manfred Kühne 
			   Dr.-Ing. Friedemann Kunst
			   Dr.-Ing. Brigitte Schultz
Geschäftsführung:   	 Dipl.-Ing. Sybille Janssens

LANDESGRUPPEN

Hamburg, Mecklenburg-Vorp., Schleswig-Holstein
Vorsitzende:	 Dipl.-Soz. Margit Bonacker
Stellvertreter		 Dipl.-Ing. Christina Ebel
		 Prof. Dr.-Ing. Gert Kähler
                                           	Dipl.-Ing. Andreas Thiele
Geschäftsführung:	 Oliver Riek, M.A. 

Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland
Vorsitzende:		  Dr.-Ing. Monika Meyer
Stellvertreter:		  Prof. Dr.-Ing. Elmar Schütz
			   Dr.-Ing. Gabriela Bloem

Mitteldeutschland 
Vorsitzender:		  Dipl.-Ing. Regina Sonnabend
Stellvertreter:		  Dipl.-Ing. Wolfgang Kunz
			   Dipl.-Ing. Paul Heinrich Börsch
Geschäftsführung:	 Dipl.-Ing. Reinhard Wölpert

Niedersachsen, Bremen
Vorstand:		  Dipl.-Ing. Peter Krämer
			   Dr. Frank-Egon Pantel
			   Dipl.-Ing. Maren
			   Sommer-Frohms

Nordrhein-Westfalen
Vorsitzende:		  Prof. Dr. Martina Oldengott
Stellvertreter:		  Dipl.-Ing. Martin Bauer
			   Dr.-Ing. Ernst Kratzsch
Geschäftsführung:	 Dipl.-Ing. Klaus Fehlemann

Leitung:		  Irene Gaus, B.A.
Verwaltung:		  Dipl.-Des. Uta Volkmann
Studentische Aushilfe:	 Deborah Tzschaschel, B.A.

BUNDESGESCHÄFTSSTELLE

Institut für Städtebau Berlin
Leitung:  
Univ.-Prof. Dr.-Ing. habil. Stephan Mitschang

Wissenschaftliche Mitarbeiter:
Malte Arndt, M.Sc.
Dipl.-Ing. Andreas C. Eickermann
Dipl.-Ing. Harald Güther

Verwaltung: 
Kerstin Heinze, Sven Kurzke, 
Vanessa Oettrich, Marion Rueß 

Institut f. Städtebau u. Wohnungswesen
Leitung:	        
Prof. Dipl.-Ing. Julian Wékel

Wissenschaftliche Mitarbeiter:
Dipl.-Geogr. Sarah Dörr
Dipl.-Ing. David Ohnsorge

Verwaltung: 
Monika Kolberg, Annika Recht, 
Gerda Schenk und Fabian Hertrich

Zentralinstitut für Raumplanung

Leitung:	        
Prof. Dr. Hans D. Jarass, LL.M.
Geschäftsführerin: Dr. Susan Grotefels

Wissenschaftliche Mitarbeiter:
Katharina Berkemeier, Malte Kramer, Dr. Boas Kümper, 
Mona Buske, Prof. Dr. Hendrik Schoen

Verwaltung: Anette Vorjohann, Manfred Schmitz

Studentische Hilfskräfte: 
Kevin Hinzen, Pauline Marx, Lea Marie Ruschinzik, 
Stephan Steiner

Personen der Institute
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